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In München gibt es einen Feld-
versuch in Echtzeit zu bestau-
nen. Seit 21 Jahren regieren Grü-
ne in dieser Stadt mit. Das ist die
längste Zeitspanne, in der Grü-
ne irgendwo in der Verantwor-
tung standen und stehen – und
es ist die einzige deutsche Groß-
stadt, in der Grüne so lange die
Möglichkeit zu politischer Gestal-
tung hatten und haben.

Haben die Grünen es geschafft, diese
Stadt zu verändern – oder haben sie
nur ein paar Aushängeschilder aufge-
hängt? Mit anderen Worten: Sieht man
dieser Stadt an, dass Grüne sie mitre-
gieren – oder sieht man das nur den
Grünen an?
Im Frühjahr 2011 ist Halbzeit für die
Wahlperiode 2008 – 2014 - Zeit für eine
Bilanz. Aber nach den Turbulenzen des
vergangenen Jahres ist es notwendig,

HABEN DIE GRÜNEN DIE STADT VERÄNDERT
– ODER DIE STADT NUR DIE GRÜNEN?

über eine herkömmliche Halbzeitbilanz
hinauszugehen.
Das Jahr 2010 hat die Fraktion in der
Wahrnehmung der Grünen Partei und
der Öffentlichkeit zunehmend isoliert.
Auf grünen Parteiversammlungen
musste sich die Fraktion mit dem Vor-
wurf auseinandersetzen, sie stünde
„nur aus Machterhalt“ zu Olympia 2018
oder dem 2. S-Bahn-Tunnel. Die Grü-
nen StadträtInnen wurden wahrgenom-
men, als schwebten sie ohne jeden po-
litischen Rückhalt bei Basis und Pro-
grammatik im luftleeren Raum. Niemand
fragte mehr danach, was diese Frakti-

21 Jahre Rot-Grün in München - auf dem Weg zu Grün-Rot21 Jahre Rot-Grün in München - auf dem Weg zu Grün-Rot21 Jahre Rot-Grün in München - auf dem Weg zu Grün-Rot21 Jahre Rot-Grün in München - auf dem Weg zu Grün-Rot21 Jahre Rot-Grün in München - auf dem Weg zu Grün-Rot

on in langjähriger Regierungsverant-
wortung erreicht hatte. Plötzlich stand
der Wert des rot-grünen Bündnisses
und der gesamten grünen Rathauspo-
litik in Frage.
Deswegen muss nach den Kontrover-
sen des letzten Jahres die Frage nach
dem Wert dieses Bündnisses gestellt
werden. Zwar hat sich die Diskussion
gerade beruhigt – aber was geschieht,
falls München den Zuschlag für die
Olympischen Winterspiele 2018 be-
kommt? Beginnt dann die Auseinander-
setzung bei jedem der dann anstehen-
den vielen Beschlüsse von neuem?

Zwei Generationen und öfter auch mal zwei Meinungen: Umweltschutzrefe-
rent Joachim Lorenz (60) und Grünen-Vorsitzende Katharina Schulze (25).
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Was, wenn der 2. S-Bahn-Tunnel wirk-
lich gebaut wird? Zwar haben die Grü-
nen geschlossen für den Südring ge-
stimmt – dann aber entgegen einem
Stadtversammlungsbeschluss mehr-
heitlich für einen regionalverkehrstaug-
lichen Tunnel.

Ist das Glas halbvollIst das Glas halbvollIst das Glas halbvollIst das Glas halbvollIst das Glas halbvoll
oder halbleer?oder halbleer?oder halbleer?oder halbleer?oder halbleer?

Eine Großstadt ist ja überhaupt nur
durch kontinuierliche Regierungsver-
antwortung langsam umzugestalten. In
21 Jahren  Regierungsverantwortung
– aber sicher auch bei StadträtInnen,
die gerade ihre erste Amtsperiode ab-
solvieren –  hat sich in der Fraktion das
Selbstverständnis entwickelt, dass es
oftmals besser ist, einen Vorgang mit-
zugestalten als ihn abzulehnen und
damit die Gestaltungsmöglichkeiten
aus der Hand zu geben. Grüne, die Po-
litik nur aus der Rolle der Opposition
kennen, haben dieses Bewusstsein
verständlicherweise nicht.
Die Grünen müssen die Konflikte aus-
tragen und aushalten, die aus dieser
Konstellation entstehen können – und
sollten ihre unterschiedlichen Perspek-
tiven in Rechnung stellen. Situationen,
in denen die Stadtratsfraktion nur noch
die Wahl hat zwischen Bündnisbruch
und Bruch mit der Basis sollten ver-
mieden werden. Die Frage, die immer
im Raum steht, ist natürlich: Lohnt sich
das Ergebnis mitzumachen ? Sind 50%
immerhin 50% Verbesserung? Oder
sind 50% zuwenig und ein Grund zur
Ablehnung?

Zum Standort derZum Standort derZum Standort derZum Standort derZum Standort der
FraktionFraktionFraktionFraktionFraktion

Die Grüne Fraktion will diese Halbzeit-
bilanz auch zur eigenen Orientierung
nutzen. Was hat die langjährige Regie-
rungsverantwortung gebracht? Was
haben Die Grünen in München seit
1990 verändert? Hat die Regierungsver-
antwortung den Grünen geschadet?
Was haben die letzten drei Jahre ge-
bracht? Was bringen vermutlich die
nächsten drei Jahre?

1. Beim Thema „Generationen“ sind die
Grünen natürlich längst eine herkömm-
liche Partei: Während eine alte Riege
von Politmenschen Anfang der achtzi-

ger Jahre des letzten Jahrhunderts im
letzten Jahrtausend die Grünen unter
oft chaotischen Verhältnissen gegrün-
det haben, war die jetzt nachfolgende
Generation bei den Grünen oft noch gar
nicht auf der Welt. Die verschiedenen
Generationen der Grünen haben eine
unterschiedliche Zeitrechnung, ab der
sie politische Erfolge und Verbesserun-
gen verbuchen. Während die Gründer-
generation die Bilanz im Jahr 1984 er-
öffnet, als erstmals Grüne/Alternative
ins Rathaus gewählt wurden, liegt für
die jungen Grünen die Stunde Null im
hier und jetzt, und von jetzt an sollen
Reformen und Verbesserungen gerech-
net werden. Das führt natürlich zu ei-
nem sehr unterschiedlichen Blick auf
den Wert des rot-grünen  Bündnisses.

2. Ist die Grüne Stadtratsfraktion also
genau in der Kampflinie zweier grüner
Generationen? Ja und Nein. Ja, weil eine
junge Generation Grüner ohne die
Sachzwänge einer Fraktion an Themen
herangehen kann. Nein, weil die Inhal-
te oftmals nicht generationenspezifisch
sind. Ja, weil die junge Generation in
der Olympiabewerbung einen Verrat an
der reinen Lehre sieht. Nein, weil der
Glaube an die reine Lehre nicht alters-
abhängig ist. Aber egal wie man es
dreht und wendet: Die Debatten des
letzten Jahres haben die grüne Frakti-
on in den Augen vieler als von der Par-
tei abgekoppeltes Gremium eines alten
„Parteiestablishments“ erscheinen las-
sen – obwohl die Fluktuation in der
Fraktion hoch ist: Von den elf grünen
StadträtInnen absolvieren fünf ihre ers-

te Periode, nur vier haben mehr als zwei
Amtszeiten „auf dem Buckel“.

3. Die Grüne Stadtratsfraktion steht –
wie jede Fraktion - vor einem Dilemma:
Einerseits soll sie Seriosität, Regie-
rungsfähigkeit und Kontinuität vermit-
teln, andererseits soll sie aber im Stadt-
rat das Grüne Programm möglichst un-
verfälscht repräsentieren. Dass dies in
einem so lange existierenden Bündnis
nicht permanent möglich ist, haben
auch unsere KontrahentInnen in den
Debatten des letzten Jahres anerkannt.
Gleichzeitig bringen die Zwänge eines
Bündnisses natürlich eine gewisse
Unbeweglichkeit mit sich. Während
fast alle anderen Grünen in  Bayern in
der Opposition stehen und ungebun-
den argumentieren können, ist die Grü-
ne Stadtratsarbeit natürlich in jede
Menge konkrete Vorgaben eingebun-
den. Im Endergebnis hat das dieser
Stadt gut getan – lässt sich aber nur
schwer in eine bayernweite reine Pre-
mium-Oppositionsrolle einbauen.
Andererseits hat im CSU-dominierten
Bayern alleine schon die Tatsache Sig-
nalwirkung, dass hier die Schwarzen
nicht regieren und dauerhaft von der
Macht ferngehalten wurden. Es hat Si-
gnalwirkung, dass die rosa liste als
Bürgerrechtsgruppe mit uns arbeitet.
Und: Der Motor dieses Bündnisses war
immer die grüne Fraktion. So nervig es
manchmal sein kann, dauernd alle Er-
folge der Grünen im Bündnis herunter-
zubeten – sie zeigen, wie Grüne mit zä-
her kontinuierlicher Arbeit eine Stadt
verändern können – und das Klima ei-
ner Stadt entscheidend mitprägen.

4. Die Grüne Stadtratsfraktion hat vie-
les erreicht, was inzwischen als selbst-
verständlich angesehen wird: 1984 gab
es kein Eine-Welt-Haus, kein Ökologi-
sches Bildungszentrum, kein Amt für
Wohnen und Migration, keine Stelle für
interkulturelle Arbeit, keine Frauen in
städtischen Führungspositionen, kein
Zentrum für Opfer von Folter und Ge-
walt „Refugio“, kein Modell der sozia-
len Betreuung für Flüchtlinge, keine
Struktur zur Hilfe für sogenannte Ille-
gale, kein Modell „Wohnen statt Un-
terbringung“ für Wohnungslose, kei-
ne nachhaltige Energiepolitik, keine Plä-
ne zum Bau eines NS-Dokuzentrums,
keine Parkraumbewirtschaftung, keinen
behindertengerechten Ausbau des
ÖPNV usw. Dafür gab es die Verfolgung

BILANZBILANZBILANZBILANZBILANZ
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von Schwulen, ständige Versamm-
lungsverbote, die  Verfolgung von Bett-
lern mit horrenden Strafbefehlen, die
ständige Diskriminierung von Flücht-
lingen auch von Seiten der Stadtspit-
ze, Ökologie vor allem für die Kamera
und überfüllte Mülldeponien.

5. Die Grünen haben die Protestthemen
der 70er Jahre in den Stadtrat gebracht:
Mietervertreibung in Haidhausen, im
Westend, im Lehel, die Verdrängung der
ökologischen Fragen, das Thema Atom-
kraft, die Gleichberechtigung der Frau-
en und Minderheitenpolitik - für Mig-
rantInnen, Flüchtlinge, Schwule, Les-
ben. Die Grünen im Rathaus haben die-
se Stadt und ihr Klima geändert. Sie
haben einen differenzierten Blick auf die
verschiedenen Kulturen dieser Stadt
mitgebracht. Die Grünen haben erst-
mals die Politik der Großprojekte the-
matisiert - vielleicht nicht immer glück-
lich, aber sie wurden erstmals hinter-
fragt und Gegenkonzepte verhandelt.
Die Grünen haben der sprunghaften
Modernisierung dieser Stadt in den
70iger Jahren durch Olympia 1972 die
gesellschaftliche Modernisierung fol-
gen lassen: Liberalität, Mulitkulturali-
tät, Politik von unten nach oben. Wir
haben Modernität und neues bürgerli-
ches Selbstbewusstsein in dieser Stadt
aufleben lassen.
Der Wert der Grünen in der Regierungs-
verantwortung besteht nicht nur in den
wichtigen Beschlüssen, die wir errei-
chen konnten. Der Wert besteht darin,
dass wir das geistige Klima in dieser
Stadt mit beeinflussen. Natürlich wü-
tet auch auf diesem Gebiet die bayeri-
sche Staatsregierung – aber alleine die
Tatsache, dass auch die CSU in Mün-
chen inzwischen angestrengt versucht,
eine soziale und ökologische Groß-
stadtpartei zu werden, zeigt, wie die
Kernthemen der Grünen mittlerweile
breite Gesellschaftsschichten durch-
drungen haben.

Die wahren GroßprojekteDie wahren GroßprojekteDie wahren GroßprojekteDie wahren GroßprojekteDie wahren Großprojekte
Olympia 2018 ist ein großes Projekt in
München – aber doch nur eines von
vielen. Die für diese Stadt wirklich ent-
scheidenden Zukunftsaufgaben sind
der Ausbau der Kinderbetreuung in al-
len Vierteln, die Zurückdrängung des
Individualverkehrs, der Ausbau des
ÖPNV, der Umgang mit dem hohen Zu-
zugsdruck auf München, Wohnungs-

Liebe Leserinnen und  Leser,

Drei Jahre sind vergangen, seitdem SPD und  Die Grünen – rosa liste den
Koalitionsvertrag unterschrieben haben. Drei Jahre Zeit, um die im Vertrag
festgeschriebenen Vereinbarungen umzusetzen, zu übertreffen – und ebenso,
um aktuelle Probleme und das politische Alltagsgeschäft zu meistern.
Grüne Politik im Rathaus orientiert sich zum einen am Koalitionsvertrag,
wobei unser Partner genauso aufmerksam über die Einhaltung dieses Vertra-
ges wacht wie wir Grüne. Ohne diese „Bündnistreue“ wären 20 Jahre erfolg-
reiche Politik im rot-grünen-rosa Bündnis nicht möglich gewesen.
Darüber hinaus ist grüne Politik aber weit mehr als die Umsetzung des Ver-
trags. Grüne Politik findet sich in allen Bereichen der Stadt, so ist die Erhö-
hung des Anteils ökologischer Lebensmittel auf dem Oktoberfest ein ebenso
integraler Bestandteil grüner Beharrlichkeit wie die Forderung nach mehr
Transparenz im politischen Handeln. Grün als  als Vision, aber auch als Real-
politik und als Querschnittsaufgabe im alltäglichen Geschäft – das ist die
Herausforderung. So konnte durch grüne Beharrlichkeit die im Koalitions-
vertrag formulierte Marke von 20% erneuerbaren Energien an der Stromei-
generzeugung weit übertroffen werden: Jetzt sind 100 % bis 2025 das Ziel, die
geplante Beteiligung am Kohlekraftwerk Herne wurde aufgegeben.
Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise machte auch im städtischen Bud-
get Einsparungen nötig. Wir Grüne haben uns trotz der immer knapperen
finanziellen Mittel für Investitionen in Klimaschutz, Bildung, Arbeit, Gleich-
stellung und soziale Gerechtigkeit stark gemacht und viele unserer Forde-
rungen auch durchgesetzt. So wurde etwa das bundesweit einmalige Münch-
ner Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramm mit 26 Millionen Euro
pro Jahr  fortgeschrieben, wobei die Förderung von Frauen einen zentralen
Stellenwert hat. Die Kinderbetreuung wurde von der Konsolidierung ausge-
nommen und mit zusätzlich rund 50 Millionen gefördert. Das städtische Inte-
grationskonzept wird die Integration von MigrantInnen auf allen Ebenen
forcieren. Ein Wermutstropfen war in diesem Bereich das Aus für die Moschee
am Gotzinger Platz, doch sehen wir in den Plänen das Islamische Zentrum
ZIEM eine große Chance für eine kulturelle Bereicherung Münchens.
Olympia 2018 war der Dauerbrenner der letzten drei Jahre. Trotz aller schwie-
rigen Diskussionen ist es uns gelungen, ein Umweltkonzept durchzusetzen,
dass die Chance bietet, Olympische Spiele 2018 erstmals in einem ökologi-
schen Rahmen stattfinden zu lassen.
Die Politik in einem Bündnis – noch dazu mit einem stärkeren Partner - lässt
es nicht zu, grüne Forderungen 1:1-umzusetzen. So hält München noch immer
Anteile am  AKW Isar II, deren Verkauf wir nach der Laufzeitverlängerung
wieder auf die Tagesordnung gesetzt haben  (s. S. 11). Mühsam ist vor allem
die Verkehrspolitik (S. 7), wo CSU und SPD immer noch auf die Bedürfnisse
des motorisierten Individualverkehrs fixiert sind. Auch die kritiklose Zustim-
mung einer großen Stadtratsmehrheit zum wuchernden Wachstum des Münch-
ner Flughafens zeigt, wie schwierig ein Umsteuern in der Verkehrspolitik ist.
Doch steht der Ausbau des Öffentlichen Nahverkehrs weiter ganz oben auf
unserer Tagesordnung.
Eine Herausforderung jenseits des Koalitionsvertrages sind für die Stadt die
Aktivitäten rechtsradikaler und neonazistischer Gruppierungen, gegen die
sich in den letzten Jahren ein breites Bündnis mit starker grüner Beteiligung
formiert hat. Wichtig war es auch, homophoben Hassmusikern in München
die rote Karte zu zeigen.
Die grünen Erfolge in diesem Bündnis sind deutlich, die Politik in München
trägt in allen Bereichen eine klare grüne Handschrift. In diesem Heft zeigen
wir an den wichtigsten Themenschwerpunkten, wie Grüne Politik München
gestaltet.

Lydia Dietrich

BILANZBILANZBILANZBILANZBILANZ
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Zur Halbzeit der Stadtratsperiode
ein kleiner Bilanzauszug aus
dem umfangreichen Bereich
„Soziales“: Was wollten wir, was
haben wir versucht, was haben
wir erreicht, was steht noch an?

Auch und gerade in der prosperieren-
den Landeshauptstadt München reißt
die bekannte Schere kontinuierlich wei-
ter auf: zwischen reich und arm, zwi-
schen Teilhabe und Ausgrenzung, zwi-
schen selbst bestimmtem Leben und
Arbeiten und auf Hilfe und Unterstüt-
zung angewiesene Menschen. Ganz
groß stand und steht daher für uns,
gerade in krisenhaften Zeiten, soziale
Gerechtigkeit und sozialer Ausgleich in
allen Facetten im Vordergrund.
Eine alte und gerade wieder sehr aktu-
elle Forderung (nicht nur) der Grünen
ist dabei die Erhöhung der Regelsät-
ze. Konkreten kommunalen Gestal-
tungsspielraum hat München aller-
dings nur bei der Sozialhilfe (SGB XII) -
und hier haben wir uns von Anfang an
für eine Anhebung eingesetzt. Die von
uns, wie auch von den Wohlfahrtsver-
bänden geforderten 420 Euro stehen im
krassen Gegensatz zu den vor 2008 aus-
gezahlten 347 Euro, die vor allem in
München einfach zu wenig zum Leben
sind. Doch im April 2008 waren alle
Hürden genommen und der Stadtrat
beschloss eine Anhebung der Regel-

sätze von monatlich 347 auf zunächst
371 Euro, zuletzt dann auf 384 Euro.
Eine solche freiwillige regionale Erhö-
hung gab und gibt es bundesweit sonst
nirgends! Die Stadt München lässt sich
das mittlerweile rund 5,8 Millionen Euro
im Monat kosten!
Somit waren wir natürlich guter Hoff-
nung, als Anfang 2010 das Bundesver-
fassungsgericht eine neue, verfas-
sungskonforme Bemessungsgrundla-
ge für die Berechnung der Regelsätze
für Arbeitssuchende (SGB II) und die
Sozialhilfe forderte. Alle gingen davon
aus, dass sich somit auch die Regel-
sätze deutlich erhöhen würden. Umso
enttäuschender waren die Berech-
nungsverrenkungen, mit denen es die
Bundesregierung schaffte, den Haus-
haltsvorgaben des Finanzministeriums
gerecht zu werden, statt den Bedürf-
nissen der Hilfesuchenden. Und damit
nicht genug, nun wollte das schwarz
geführte bayerische Sozialministerium
der Stadt auch noch die Grundlage für
die regionale Erhöhung entziehen. Ent-
sprechend empört haben sich Grüne,
SPD und selbst Teile der Münchner
CSU vor Weihnachten diesem Unfug
entgegen gestemmt. In enger Zusam-
menarbeit mit unseren Landtagsgrünen
haben wir es geschafft, in München die
notwendigen Grundlagen für den Er-
halt der regionalen Erhöhung zu schaf-
fen. Wir werden uns natürlich weiter-

hin dafür einsetzen, dass München ei-
nen dem Bedarf entsprechenden Sozi-
alhilfesatz zahlt.
Ein ganz großer Erfolg war auch die
Einführung der IsarCard S, das
Münchner Sozialticket für Einkom-
mensschwache und Hilfebedürftige,
für das wir uns eingesetzt hatten. An-
gestoßen von einer Basisinitiative, die
stark in der Öffentlichkeit agierte und
an uns herantrat, war es nach langen
Verhandlungen im Herbst 2008 soweit:
der Münchner Stadtrat stimmte der
Einführung der IsarCard S zu, wobei
die Stadt sich die Kosten des Sozialti-
ckets mit den Leistungsberechtigten
teilt. Insgesamt 5,5 Millionen Euro zahlt
die Stadt somit jährlich um bezahlbare
Mobilität zu gewährleisten, gerade für
Familien. Derzeit sind wir in Verhand-
lungen, um noch nachzubessern und
Kompromisslösungen zu finden, wie
wir Fahrten während der Ausschluss-
zeiten für all jene günstiger gestalten
können, die im Rahmen von Beschäfti-
gungsmaßnahmen vor neun Uhr un-
terwegs sein oder Kinder auf ihrem
Schulweg begleiten müssen.
Auf unsere Initiative wurde in Mün-
chen 2006 eine Vereinbarung zwischen
Sozialreferat und den Stadtwerken ge-
troffen, wie bei Stromschulden bzw.
Energieschulden zu verfahren ist. Es
war unser Anliegen, ein effektives
Frühwarnsystem zu schaffen und eine

not bei immer knapper werdenden Flä-
chen, Fragen der Verdichtung, Verhin-
dern des Auseinanderfallens der Stadt-
gesellschaft in Gewinner und dauerhaft
von der Entwicklung abgehängte Ver-
lierer, zukunftsorientierte Gestaltung
der Integration, der demografische
Wandel, die Zukunft der Pflege, der
Ausbau der regenerativen Energien bis
zur 100%-Versorgung Münchens, Bil-
dungsgerechtigkeit, die Schaffung von
mehr Transparenz und demokratischen
Rechten für die Bürger.
Grüne Kommunalpolitik in Zeiten der
Globalisierung und Liberalisierung ist
der Aufbau und die Verteidigung sozi-
aler und ökologischer Standards. Die
Grünen haben München im Bündnis
mit der SPD gut durch die wirtschaftli-

chen und sozialen Krisen der letzten 20
Jahre gebracht: Wir haben gezeigt, dass
eine Kommune sich dem neoliberalen
Mainstream entgegenstemmen kann,
der viele Kommunen zum Verkauf ihrer
Stadtwerke verführt hat. Gerade die
MünchnerInnen wissen das zu schät-
zen. Trotz aller Anfeindungen haben wir
München in einem ruhigen Fahrwas-
ser gehalten - und dabei dauerhaft mo-
dernisiert.
Die Grünen sind nach wie vor die Speer-
spitze der Modernisierung. Dass diese
Stadt auch anders kann, hat sie am
Gotzinger Platz gezeigt oder beim
Kampf um die doppelte Staatsbürger-
schaft – es ist nicht selbstverständlich,
dass immer die fortschrittliche Linie von
grün-rot siegen muss.

Es lohnt sich hier weiterzumachen. Vie-
le von den Grünen initiierte Konzepte
werden inzwischen bundesweit nach-
gemacht. Die Stadtratsfraktion hat sich
seit ihrer ersten Wahl auch unabhän-
gig von Bundestrends dauerhaft ver-
größert – und die aktuelle Umfragen zei-
gen, dass die Grünen inzwischen in der
gleichen Liga wie SPD und CSU spie-
len. Zu einem Wahlerfolg wird sich dies
aber nur verwerten lassen, wenn die
oben genannten Sollbruchstellen nicht
wieder aufbrechen und die Erfolge der
Grünen Kommunalpolitik  entspre-
chend vermarktet werden. Dazu will
dieses Heft einen Beitrag leisten.

Siegfried Benker

SOZIALE GERECHTIGKEIT
Gerade in der Krise im VGerade in der Krise im VGerade in der Krise im VGerade in der Krise im VGerade in der Krise im Vordergrund:ordergrund:ordergrund:ordergrund:ordergrund:

SOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIK
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Lösung zu finden, um drohende Strom-
sperrungen bei Härtefällen (Familien mit
Kindern, chronisch Kranke, Menschen
mit Behinderung und alte Menschen)
abgewendet werden können.

Frühwarnung vorFrühwarnung vorFrühwarnung vorFrühwarnung vorFrühwarnung vor
StromsperrenStromsperrenStromsperrenStromsperrenStromsperren

Rund 200 bis 300 Fälle jährlich werden
auf diese Weise mittlerweile konstruk-
tiv und gütlich gelöst. Außerdem wur-
de in Zusammenarbeit zwischen dem
Sozialreferat und dem Institut für Sozi-
alpädagogische Arbeit das Pilotprojekt
„Sozialpädagogisch begleitete Energie-
beratung“ aufgebaut, das Haushalte
mit geringem Einkommen in Sachen En-
ergiesparen berät und schult - etwa
durch sachgemäßen Umgang mit Elek-
trogeräten . Auch hier haken wir immer
wieder nach, um ein wirklich gutes
Funktionieren des Frühwarnsystems si-
cherzustellen.
Einen weiteren Schwerpunkt hatten
und haben wir in einem Bereich, der in
den kommenden Jahren und Jahrzehn-
ten stetig an Bedeutung und Brisanz
zunehmen wird, nämlich beim Ausbau
der Altenhilfe. Hier setzen wir uns seit
langem für die Ausgestaltung von al-
ternativen Wohn- und Unterstützungs-
formen im Alter ein. So haben wir für
eine Ausbauinitiative gesorgt, die vor-
sieht,  50% aller stationären Plätze in
alternativen Wohnformen zu schaffen.
Ebenso hat Rot-Grün die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, älteren und al-
ten Menschen den Verbleib in ihrer ei-
genen Wohnung bzw. im bekannten
Viertel so lange wie irgend möglich zu
ermöglichen und ihnen dabei die nöti-
ge Unterstützung und Pflege zu geben.
In eine ähnliche Richtung geht unser
Vorstoß, präventive Hausbesuche für
hochbetagte Menschen über 75 Jahre
einzuführen. Hierbei geht es darum,
mögliche Risikofaktoren wie unerkann-
te (chronische) Krankheitsgeschehen,
Pflegedefizite oder Sturzgefährdung
aber auch soziale Isolation, versteckte
Armut oder Verwahrlosungstendenzen
frühzeitig zu erkennen bzw. aufzude-
cken.
Um die Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention voranzutreiben,
formulierten wir Mitte letzten Jahres
eine Antragsreihe. Diese Konvention
geht über die bislang in Deutschland
gängige Integration von Menschen  mit

Behinderungen hinaus und verlangt die
soziale Inklusion von Menschen mit
Behinderungen.

Inklusion von MenschenInklusion von MenschenInklusion von MenschenInklusion von MenschenInklusion von Menschen
mit Behinderungenmit Behinderungenmit Behinderungenmit Behinderungenmit Behinderungen

Für. Menschen mit Behinderungen wird
im vollen Umfang die gleichberechtig-
te Teilhabe und Teilnahme in allen Be-
reichen der Gesellschaft gewährleistet,
wobei gleichzeitig ihre Autonomie und
Unabhängigkeit gewahrt wird. Um die-
sen Zustand sozialer Inklusion zu er-
reichen müssen auch in München noch
weitgehende Maßnahmen ergriffen
werden. Entsprechend beantragten die
grünen Stadtratsmitglieder aus dem
Bildungs- und Sozialbereich  ein Hea-
ring, das die praktischen Maßnahmen
für die Umsetzung von Inklusion dar-
legen soll. Weitere Anträge befassten
sich mit dem Thema Inklusion in Schu-
len, Kindergärten, Förder- und Jugend-
einrichtungen sowie mit diversen Maß-
nahmen, die helfen sollen, Armut bei
Menschen mit Behinderung zu vermei-
den und zu verringern und die Ausbil-
dungsmöglichkeiten zu verbessern.
Des weiteren haben wir uns dafür ein-
gesetzt, dass die Wies’n wirklich barri-
erefrei gestaltet und auch Menschen
mit Behinderung Zugang zu Prostitu-
ierten gewährt wird.
Das Jahr 2010 war auch das Jahr der
Partizipation von Kindern und Jugend-
lichen – und das geht zurück auf einen
grünen Antrag. Der Münchner Stadt-
rat stellte ein Etat von ca. 60.000 Euro
bereit, mit dem Ziel, eine nachhaltige
Struktur von Partizipation in Verwal-

tung, Politik und den Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen zu schaffen.

Partizipation von KindernPartizipation von KindernPartizipation von KindernPartizipation von KindernPartizipation von Kindern
und Jugendlichenund Jugendlichenund Jugendlichenund Jugendlichenund Jugendlichen

Ebenfalls auf einen Antrag von uns
gehen die verstärkten Bemühungen in
städtischen Kindergärten um die Um-
setzung von Partizipation und Demo-
kratie zurück. Eine stärkere Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen an der
Gestaltung ihrer Umgebung, ihres Le-
bensumfelds und ihrer Stadt ist eine
wichtige Voraussetzung für das Gelin-
gen von echter Demokratie. In diesem
Zusammenhang hat Jutta Koller noch
drei weitere Partizipationsanträge ge-
stellt, mit der Forderung, junge Men-
schen früher einen aktiveren Anteil am
politischen Stadtgeschehen zu gewäh-
ren.

Humane Humane Humane Humane Humane Asyl- undAsyl- undAsyl- undAsyl- undAsyl- und
FlüchtlingspolitikFlüchtlingspolitikFlüchtlingspolitikFlüchtlingspolitikFlüchtlingspolitik

Wir fordern seit jeher eine humanere
Asyl- und Flüchtlingspolitik. Hier hat
sich die Stadtratsfraktion Die Grünen –
rosa liste ganz besonders und hartnä-
ckig für die Schließung aller Container-
unterkünfte für Flüchtlinge und Asyl-
bewerber eingesetzt, u.a. mit diversen
Anträgen und nicht lockerlassenden,
immer wiederkehrenden Nachfragen.
Containerunterkünfte werden in Mün-
chen nicht von der Stadt sondern von
der Regierung von Oberbayern betrie-
ben. Fraktionsvorsitzender Siegfried
Benker und Stadträtin Gülseren Demi-
rel beantragten daher, die Regierung

Menschenschlange bei der Münchner Tafel

SOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIK
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zur Schließung aufzufordern und ihr bei
der Anmietung von Festbauten für die
Unterbringung von Flüchtlingen behilf-
lich zu sein. Neben den unhaltbaren
hygienischen Zuständen und der per-
manenten Überbelegung (bis zu vier
Personen leben z.T. bis zu zehn Jahre
lang auf 16 qm) haben wir auch immer
wieder die Situation von Kindern und
unbegeleiteten minderjährigen Flücht-
lingen sowie alleinstehender Frauen in
den Unterkünften thematisiert und ge-
sonderte Unterbringung gefordert.
Eine alte  Forderung ist auch die Erhö-
hung der Regelsätze für Asylbewerber/
innen. Daher freut es uns sehr, dass
diese Regelsätze nun neu berechnet
werden sollen. Die Leistungen für Asyl-
bewerber/innen sind seit ihrer Einfüh-
rung 1993 nicht erhöht worden und be-
tragen noch immer 225,- Euro, die in
Bayern noch dazu nicht ausgezahlt,
sondern größtenteils in Form von er-
niedrigenden Essenspaketen und Sach-
leistungen ausgehändigt werden.
Durch unseren unermüdlichen Einsatz
haben wir es geschafft, das Thema
Flüchtlinge und Menschen in der Ille-
galität in München immer wieder auf
die Tagesordnung und ins politische
Bewusstsein zu bringen. Ein ganz gro-
ßer Erfolg unseres grünen Engage-
ments ist dabei die 2009 erfolgte Ein-
richtung des Fonds zur medizinischen
Notfallversorgung für Menschen ohne
ausreichenden Versicherungsschutz.
Dieses inzwischen bundesweit bekann-
te und beachtete Modell geht zurück

auf unsere kontinuierliche Forderung,
die Lebenssituation von Menschen
ohne gesicherten Aufenthalt in Mün-
chen genauer zu beleuchten.

Nicht immer reineNicht immer reineNicht immer reineNicht immer reineNicht immer reine
Harmonie bei Rot-GrünHarmonie bei Rot-GrünHarmonie bei Rot-GrünHarmonie bei Rot-GrünHarmonie bei Rot-Grün

In den vergangenen drei Jahren haben
wir hier im Rathaus viele und lange
Diskussionen zu diesen und anderen
Themen geführt. Vieles haben wir mit
Zähigkeit erreicht, manches lief anders,
als wir es uns gewünscht hätten. So
hatten wir sehr gehofft, dass die so be-
währte Zusammenarbeit zwischen Ar-
beitsagentur und Stadt („Arge“) bei der
Betreuung der Langzeitarbeitslosen
sich in irgendeiner Form würde fortset-
zen lassen. Als sich abzeichnete, dass
dem nicht so sein würde, haben wir uns
dafür stark gemacht, dass die Stadt die
Betreuung alleine übernimmt (als sog.
„Optionskommune“), zumal die meisten
Betroffenen ohnehin in den städtischen
Hilfesystemen erfasst sind und dort
sehr erfolgreich gefördert und gefor-
dert werden. Unsere entsprechenden
Anträge hatten im Stadtrat zwar durch-
aus eine Mehrheit, nur leider nicht die
vorgegebenen zwei Drittel - die SPD
stimmte dagegen. Da hätten wir uns
eine Bündnispartnerin gewünscht, die
sich mit mehr Selbstbewusstsein bereit
erklärt, für ihre Sozialpolitik auch Ver-
antwortung zu übernehmen. So haben
wir nun ein Jobcenter, bei dem die Bun-
desagentur für Arbeit knallhart Ton und

SOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIKSOZIALPOLITIK

Zahlen vorgibt ohne mit den Konse-
quenzen leben zu müssen, die wir auf
kommunaler Ebene auszutragen haben.
Wie sich das Jobcenter bewährt, wird
sich in den nächsten Monaten zeigen,
doch ein tragisch-trauriges „Wir-haben-
es-gesagt“ unsererseits zeichnet sich
ab.

Wohnungen fürWohnungen fürWohnungen fürWohnungen fürWohnungen für
ObdachloseObdachloseObdachloseObdachloseObdachlose

Wir haben eine „Task Force Kommu-
nales Wohnungsbauprogramm“ mitin-
itiiert, die u.a. dafür sorgen soll, dass
Obdachlose auch weiterhin schnell in
dauerhafte Wohnverhältnisse vermit-
telt werden können, statt sie über län-
gere Zeitspannen in Unterkünften und
Pensionen unterzubringen. Dieser
schon seit längerem sehr erfolgreiche
Paradigmenwechsel „Wohnen statt
Unterbringen“ in der Münchner Ob-
dachlosenpolitik war übrigens auch
grüner Verdienst.
Wir haben uns für größere Projekte ein-
gesetzt und dafür, dass München das
entsprechende Geld in die Hand nimmt
(wie bei der IsarCard S), wir haben aber
auch sehr kleinteilig gearbeitet und uns
um Projekte und Initiativen bemüht und
für sie gekämpft. Die freien Träger blei-
ben bei den derzeitigen Konsolidie-
rungsbemühungen unangetastet, der
Kinderzirkus Lilalu oder alpha beta, das
Kontaktnetz für alleinerziehende Frau-
en mit einem behinderten Kind, sind fi-
nanziell auf den Weg gebracht.
Wir haben uns eingesetzt für die Wei-
terführung der regionalen Vernetzungs-
arbeit von Regsam. Wir kümmern uns
um die vielen Einzelfälle, die an uns he-
rangetragen werden und bauen diese
Rückmeldungen aus der Praxis und
Basis wiederum in unsere Arbeit ein.
Wir bemühen uns um sozial ausgewo-
gen gestaltete Wohnviertel und inno-
vative Formen des Wohnens und Zu-
sammenlebens. In diesem und vielen
weiteren Bereichen wird es in den
nächsten Jahren einiges zu tun geben.
Wir werden weiter darüber reden. Mit
den Expert/inn/en vor Ort, mit den Be-
troffenen, mit unserer Koalitionspart-
nerin. Und wir packen es an.

Lena Schmid Noerr

Armut zwischen Hochglanzkarosserien: Bettler in der Maximilianstraße
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Wir Grüne wollen mehr Mobili-
tät bei weniger Verkehr. Wir wol-
len Mobilität möglichst nachhal-
tig, also wirtschaftlich tragfähig,
ökologisch und sozial organisie-
ren. Diese Ziele erreichen wir am
besten bei kurzen Wegen, die
möglichst zu Fuß, mit dem Rad
oder mit dem Öffentlichen Ver-
kehr zurückgelegt werden. Wo
stehen wir bei diesen Zielen?

Die Basis von Verkehrsvermeidung ist
die Stadt der kurzen Wege. Die Stadt
München verfolgt dieses Ziel – und
das unterstützen wir Grüne voll und
ganz – mit dem Motto „kompakt - ur-
ban - grün“. Neue Baugebiete sollen
entsprechend dicht sein, eine funktio-
nale Mischung von Wohnen und Ar-
beiten aufweisen (dazu gehört auch
eine funktionierende Nahversorgung)
und  wohnungsnah Freiflächen bieten.
Wir sind hier im Großen und Ganzen
erfolgreich. Dennoch müssen wir bei
der Nutzungsmischung noch kleintei-
liger werden, um wirklich lebendige
Viertel zu bekommen, das zeigen die
Beispiele Riem und Arnulfpark.
Immerhin stimmt die Erfolgsmeldung
optimistisch, dass zwischen 2002 und
2008 erstmals keine Zunahme der zu-
rückgelegten Kilometer pro Tag mehr
zu verzeichnen war – nachdem diese
Marke Jahrzehnte gestiegen war. Sie
stagniert derzeit bei etwa 35 km. Um sie
weiter zu senken, bietet vor allem eine
qualifizierte Nachverdichtung gute
Chancen.

 „Gscheid Mobil“ setzt „Gscheid Mobil“ setzt „Gscheid Mobil“ setzt „Gscheid Mobil“ setzt „Gscheid Mobil“ setzt
MaßstäbeMaßstäbeMaßstäbeMaßstäbeMaßstäbe

Mobilitätsmanagement bedeutet die
systematische und professionelle In-
formation und Beratung von Bürger-
innen und Bürgern, Unternehmen und
Gästen über das bestehende Mobili-
tätsangebot sowie das Setzen von An-
reizen zur verstärkten Nutzung der Ver-
kehrsmittel des Umweltverbunds.
Auf Initiative der Grünen wurde das
Aktionsprogramm „München –
Gscheid Mobil“ beschlossen und um-
gesetzt. Dabei wird z.B. allen 85.000 jähr-
lichen Münchner Neubürgerinnen und

Neubürgern eine persönliche Mobili-
tätsberatung angeboten. Mit großem
Erfolg: Neubürgerinnen und Neubür-
ger mit Beratungsangebot nutzen zu
7,6% häufiger den ÖPNV als eine ver-
gleichbare Kontrollgruppe ohne Bera-
tungsangebot. Die Einnahmen durch
mehr verkaufte Tickets übersteigen die
Kosten der Maßnahme deutlich.

Für „Gscheid Mobil“ wurde München
mit dem 1. Preis als bestes kommunales
Mobilitätsmanagement in Deutschland
von der deutschen Energieagentur  und
dem Bundesumweltministerium  ausge-
zeichnet. Das Konzept umfasst neben
dem Neubürgermarketing weitere Maß-
nahmen  für Kinder und Jugendliche,
für Senioren, für Unternehmen sowie
das städtische Mobilitätsportal
www.muenchen.de/mobil.

München gut zu FußMünchen gut zu FußMünchen gut zu FußMünchen gut zu FußMünchen gut zu Fuß
München hat auch für seine Förderung
der Nahmobilität verschiedene Preise
gewonnen. Aber es lässt sich vieles
noch verbessern, so z.B. die Einführung
eines Wegweisungssystems und die
Verbesserung der Querungsmöglich-
keiten. Angesichts des demographi-
schen Wandels werden barrierefreie
Wege zu Fuß zunehmend wichtiger.
Grüne Aktivitäten zugunsten des Fuß-
verkehrs waren der Antrag zu Fußgän-
gerbrücken im Allgemeinen und zum

Klenzesteg im Besonderen sowie die
Anträge zur Berücksichtigung von Stra-
ßengestaltungen im Sinne von Shared
Space. Beim Umbau des Tals bestehen
noch zu unterschiedliche Auffassun-
gen zwischen Grünen und SPD. Die
Sendlinger Straße wird nach dem Um-
bau des ehemaligen SZ-Geländes min-
destens zur Hälfte, vielleicht auch ganz

zur Fußgängerzone, dafür werden wir
uns einsetzen.
Zum Fußverkehr wird es demnächst ein
Antragspaket von uns geben, das die
Verwaltung auffordert, eine gezielte
Strategie zur Förderung des Fußver-
kehrs zu erarbeiten und öffentlich zur
Diskussion zu stellen. Mit einer konse-
quenten Förderung des Fußverkehrs -
sofern nötig auch auf Kosten des Kfz-
Verkehrs - stehen wir derzeit leider po-
litisch ziemlich allein.

     Auf dem WAuf dem WAuf dem WAuf dem WAuf dem Weg zureg zureg zureg zureg zur
RadlhauptstadtRadlhauptstadtRadlhauptstadtRadlhauptstadtRadlhauptstadt

Der Radverkehr war und ist ein zentra-
les Schwerpunktthema in dieser Legis-
laturperiode und nimmt in der Koaliti-
onsvereinbarung mit der SPD auch ent-
sprechend breiten Raum ein. Wir ha-
ben die Radverkehrspauschale von 1,5
Millionen pro Jahr auf 4,5 Millionen pro
Jahr erhöht und dafür gesorgt, dass sie
nicht gleich wieder Opfer der Haus-
haltskonsolidierung wird. Erste Auswir-

MOBILITÄT FÜR MÜNCHEN – ÖKOLOGISCH,
STADTVERTRÄGLICH UND SOZIAL

MOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄT

Zu viel Platz für Autos, zu wenig für Fußgänger: Die Sendlingerstraße ist ein
Paradebeispiel für dieses Problem.
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kungen des von uns forcierten ehrgei-
zigen „Grundsatzbeschluss Radver-
kehr“ sind die zunehmende Anzahl ge-
öffneter Einbahnstraßen und die noch
relativ zaghafte aber immerhin in Gang
gebrachte Umwandlung von Kfz-Stell-
plätzen zu Fahrradstellplätzen. Das
Dauerthema Fahrradstellplatzsatzung -
d.h. die Pflicht, bei Neubauten auch
Fahrradstellplätze in ausreichender
Zahl zu errichten, strebt im Herbst sei-
ner Vollendung zu.
Auf unsere Initiative wurde eine Fahr-
radmarketing-Kampagne etabliert, die
letztes Jahr den Schwerpunkt Sympa-
thiewerbung  hatte. Besonders erfolg-
reich war das Streetcasting „München
sucht den Radlstar“ (www.radlstar.de),
bei dem sich ca. 1.000 Münchnerinnen
und Münchner mit ihrem Fahrrad foto-
grafieren ließen und einen authenti-
schen Spruch zum Radeln in München
formulierten. 2011 wird die Kampagne
wichtige Akteure wie z.B. den Einzel-
handel miteinbeziehen. Zudem wollen
wir im Rahmen der Radlkampagne ein
modernes Beschwerdemanagement
einrichten, bei dem kleinere Mängel ge-
meldet und  - hoffentlich  - schnell be-
hoben werden. Die Bundesregierung
hat die Kampagne zu den fünf besten
Radverkehrsprojekten 2010 ausgewählt
und für den wichtigsten deutschen
Fahrradpreis „Best for Bike“ nominiert.
Auch beim Ausbau von Radwegen
ging es voran. Besonders erfreulich
waren die Radstreifen in der Einstein-/
Maximilianstraße. Die Beschilderung
der Hauptrouten ist bald abgeschlos-
sen. Das Radlrouting wird zunehmend
verlässlicher und die nächste Auflage

des Radlstadtplans ist vorbereitet.
Wenig befriedigend ist bisher der Win-
terdienst, hier sind Verbesserungen
nötig. Es stehen aber noch ganz große
Aufgaben an, die wir mit Nachdruck
verfolgen, so die Kapuzinerstraße, die
Rosenheimer Straße, die Lindwurmstra-
ße und die Brienner Straße, bei denen
der Radverkehr auf Kosten des Kfz-
Verkehrs mehr Platz erhalten muss. Zu-
mindest die ersten beiden wollen wir
vor der nächsten Wahl umsetzen. Zu
Hilfe kommt uns, dass der Kfz-Verkehr
innerhalb des Mittleren Rings abge-
nommen hat und auch in den Medien
immer öfter mehr Raum für den Radver-
kehr gefordert wird.
Der Eindruck, dass es inzwischen auf
vielen Radwegen zu eng wird, täuscht
nicht: Schließlich wurden 2002 nur
10 % aller Wege in München mit dem
Rad unternommen, 2008 waren es be-
reits 14 %.

ÖPNV auf WÖPNV auf WÖPNV auf WÖPNV auf WÖPNV auf Wachstumskursachstumskursachstumskursachstumskursachstumskurs
Die Fahrgastzahlen in München stei-
gen trotz lang anhaltender Streiks und
permanenter Pannen v.a. im S-Bahn-
System. In keiner zweiten deutschen
Stadt nutzen die Einwohner den Nah-
verkehr so intensiv wie hier. Neben At-
traktivitätssteigerungen, wie Busbe-
schleunigung und barrierefreiem Aus-
bau der Haltestellen, sowie demnächst
beachtlichen Taktverdichtungen, bau-
en wir weiterhin das Gesamtnetz aus.
In der Mamba 100 (Februar 2009) ha-
ben wir über unsere „ÖPNV-Offensive“
vom Dezember 2008 berichtet und den
Artikel mit dem Satz beendet, dass „die

jetzige Periode wohl die erfolgreichste
ÖPNV-Periode seit dem großen Aus-
bauprogramm im Zuge der Olympiade
1972, sein wird,“ falls wir das komplet-
te Programm umsetzen werden. Dies
scheint sich zu bewahrheiten. In dieser
Legislaturperiode wurde bzw. wird:

die Tram 23 im Dezember 2009
in Betrieb genommen.

die Tram St. Emmeram im 4.
Quartal 2011 in Betrieb gehen.

die Verlängerung der Tram 19
zum Pasinger Bahnhof in Betrieb ge-
hen (voraussichtlich Ende 2013).

die Grundlagenplanung zur
Tram Westtangente abgeschlossen
und mit ersten konkreten Veranstaltun-
gen zur Bürgerbeteiligung begonnen.
Wenn alles gut geht könnte sie bereits
2015 in Betrieb gehen.

die wesentliche Vorentwicklung
der Akku-Tram abgeschlossen. Diese
ist erforderlich um die Tram-Nordtan-
gente durch den Englischen Garten rea-
lisieren zu können.

mit ersten Vorplanungen der
Verlängerung der Linien 19 (Pasing-
Neuaubing-Freiham) und 23 (zur Bay-
ernkaserne) begonnen.

die vertiefende Untersuchun-
gen für neue U-Bahntrasse zwischen
Implerstrasse und Münchner Freiheit
(über Hauptbahnhof) fast abgeschlos-
sen sein.

im Dezember 2010 der letzte Ab-
schnitt der U3 Nord vom Olympia-Ein-
kaufszentrum nach Moosach in Betrieb
genommen.

2. 2. 2. 2. 2. TTTTTunnel oder Südring?unnel oder Südring?unnel oder Südring?unnel oder Südring?unnel oder Südring?
Die finanzielle Situation im ÖPNV wird
sich in nächster Zeit verschärfen. Die
Zuschüsse von Bund und Land für den
Ausbau sind nach 2019 nicht gesichert.
Das bis dahin zur Verfügung stehende
Budget nach dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz ist bereits durch
deutschlandweite Planungen im öffent-
lichen Nahverkehr bereits mehrfach
überzeichnet. Die Finanzierung der
Münchner Projekte ist also nicht gesi-
chert und wir werden um jedes einzel-
ne Projekte kämpfen müssen.
Fast genau vor einem Jahr haben wir
Grünen eine intensive Debatte über den
weiteren Ausbau des Münchner S-
Bahn-Systems geführt. Nachdem der
von uns Grünen nach wie vor favori-

MOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄT

Moderne Niederflurtram in München
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sierte S-Bahn-Südring auch in einem
neuen Gutachten nicht über den Kos-
ten-Nutzen-Faktor 1 gekommen war,
hatten wir die Wahl, entweder gänzlich
aus den weiteren S-Bahn-Planungen
auszusteigen oder nach konstruktiven
Lösungen zu suchen. Ein Großteil der
Stadtratsfraktion hat sich für letzteren
Weg entschieden und für das EMM-
Konzept (Europäische Metropolregion
München). Drei Stadträte lehnen den
Tunnel grundsätzlich ab und hoffen
darauf, dass der Südring sich doch
noch durchsetzt.
Der zweite Stammstreckentunnel ent-
faltet seine volle Wirkung, wenn soge-
nannte EMM-Expresse die Vorteile des
Münchner S-Bahn-Systems auch für
die Einwohner im weiteren Umland
nutzbar machen. Das Prinzip ist hier-
bei: schnelle Reisezeiten mit wenigen
Halten bei den EMM-Express-Zügen,
die Fahrgäste aus Landshut, Augsburg
oder Rosenheim direkt bis ins Herz von
München bringen, wo im Bereich Ma-
rienhof/Marienplatz auch Anschluss an
die U-Bahn besteht. Freistaat und Bahn
– die Vorhabensträger – signalisieren,
dass sie unseren Vorschlag weitestge-
hend umsetzen werden. Wir lassen uns
regelmäßig über den Fortgang informie-
ren. Denn eines ist klar: einen zweiten
Tunnel ausschließlich für die herkömm-
liche S-Bahn und ohne Entwicklungs-
sprung für den Pendelverkehr aus der
weiteren Region werden wir nicht mit-
tragen.
Die Finanzierung des Projektes ist bis-
lang ungewiss. Frühestens mit der
Olympiaentscheidung am 06.07.2011
werden wir wissen, ob die Finanzierung
steht oder nicht.

Offene BaustellenOffene BaustellenOffene BaustellenOffene BaustellenOffene Baustellen
Nicht zuletzt angesichts der klammen
Kassen ist es sinnvoll, die verschiede-
nen Verkehrsträger besser zu vernet-
zen. Hier haben wir erste Konzepte ent-
wickelt, aber die politische Durchset-
zung steht noch aus. Auch bei der
Stadt-Umland-Bahn, wo wir mit den
verschiedenen Gemeinden am Stadt-
rand kooperieren wollen, sind wir noch
nicht weitergekommen. Derzeit denken
wir über Tramverlängerungen ins Um-
land nach.
Nachdem wir mit dem Sozialticket be-
reits ein Angebot für einkommens-
schwache Gruppen etabliert haben,
wollen wir uns jetzt mehr für Familien

einsetzen. Die Preise für Wochen- und
Monatskarten sind in München güns-
tiger als in jeder vergleichbaren Stadt
Deutschlands. Hier müssen wir über
Umverteilungen zugunsten von Kin-
dern und Jugendlichen nachdenken.
Gefragt sind unkonventionelle Lösun-
gen. Es ist beispielsweise denkbar, eine
erheblich verbilligte Monatskarte für
Kinder anzubieten, deren Eltern bereits
ein Jahresticket haben.
Diese Zusatzeinnahmen sollen auch die
Eigenwirtschaftlichkeit der MVG si-
chern, auch damit die MitarbeiterInnen
im Nahverkehr weiterhin nach dem
Spartentarifvertrag „Nahverkehr“ be-
zahlt werden können und Ausgliede-
rungen des Personals unterbleiben.
Denn zu einem kommunalen Unterneh-
men gehört auch eine besondere sozi-
ale Verantwortung für die Beschäftig-
ten.
Anzustreben ist ferner die Integration
weiterer Landkreise in den MVV-Tarif-
raum. Die Pendlerströme gehen inzwi-
schen weit über den bisherigen Ver-
bundraum heraus. Wie der bisherige
Erfolg des MVV zeigt, steigen hierdurch
rasch die Fahrgastzahlen. Städte wie
Rosenheim und Landshut gehören in
den MVV, um diesen Erfolg fortzuset-
zen. Dies kostet erst einmal Geld, wird
sich aber durch steigende Fahrgastzah-
len sowie einer Entlastung der Straßen
vom Autoverkehr für die gesamte Re-
gion bezahlt machen.

Bike+Ride undBike+Ride undBike+Ride undBike+Ride undBike+Ride und
Car-SharingCar-SharingCar-SharingCar-SharingCar-Sharing

Die Kombination verschiedener Ver-
kehrsmittel gewinnt zunehmend an Be-
deutung. Das größte Gewicht hat für
uns hier das Thema Bike+Ride. Die
Abstellanlagen an den S-und U-Bahn-
stationen werden kontinuierlich erwei-
tert und verbessert und – dafür haben
wir im Grundsatzbeschluss gekämpft –
vermehrt überdacht. Ein Desaster ist
seit mehr als zehn Jahren das Thema
einer Fahrrad-Service-Station am
Hauptbahnhof. Aktuell gibt es Planun-
gen für ein kleines Provisorium am
Starnberger Flügelbahnhof. Für eine
wirklich befriedigende Lösung rückt die
Bahn die Halle das Starnberger Flügel-
bahnhofs leider nicht heraus.
Letztes Jahr wurde in Ulm ein neues,
flexibles Car-Sharing-System einge-
führt – das Car2go-Modell von Merce-

des Benz, das wie „Call a Bike“ funktio-
niert: Fahrzeuge stehen im öffentlichen
Straßenraum und können spontan ge-
mietet werden. Das neue Angebot kam
sehr gut an und angesichts der bislang
geringen Durchdringung von Car-Sha-
ring – in München  nutzen es nur 1,5 %
aller Führerscheininhaber – ist es aus
grüner Sicht erfreulich, dass für das
Privatauto attraktive Alternativen exis-
tieren. In München gibt  es mehrere In-
teressenten, die dieses flexible System
einführen möchten. In München, wo
der Parkraum bewirtschaftet ist, benö-
tigt ein solches System eine Genehmi-
gung der Stadt. Da sich nicht mit Si-
cherheit vorhersagen lässt, dass die
neuen Systeme zu den gewünschten
Effekten – weniger Autos und weniger
Autoverkehr – führen, haben wir das
Ganze zeitlich auf zunächst 4 Jahre be-
fristet. Nach 2 Jahren wird evaluiert und
nur, wenn es zu einer Reduzierung des
Autoverkehrs kommt, wird das flexible
Car-Sharing fortgeführt.

Kfz-VKfz-VKfz-VKfz-VKfz-Verkehr  – Werkehr  – Werkehr  – Werkehr  – Werkehr  – Warten aufarten aufarten aufarten aufarten auf
Peak-OilPeak-OilPeak-OilPeak-OilPeak-Oil

Der Kfz-Verkehr in München hat trotz
Bevölkerungswachstum in den letzten
Jahren nicht weiter zugenommen. In-
nerhalb des Mittleren Rings ging er im
Mittel sogar um 10 % zurück. Unsere
Politik der Förderung des Rad- und Öf-
fentlichen Verkehrs und des flächend-
eckenden Parkraummanagements war
also erfolgreich und die Stadt kann sich
mit dem Verzicht auf Straßenbau viel
Geld sparen. Am Luise-Kieselbach-
Platz wird in den nächsten Jahren noch
der mit knapper Mehrheit in einem Bür-
gerbegehren beschlossene Ringtunnel
für rund 400 Mio. EUR gebaut
Große Sorgen machen uns die sicher-
heitstechnischen Nachrüstungen alter
Tunnel und die Betriebskosten, die sich
z.B: beim Petueltunnel auf eine Mio.
EUR pro Jahr summieren. An der Lands-
huter Allee und in Giesing untersucht
das Planungsreferat den Bau zweier
weiterer Tunnel und im Vergleich dazu
Lärmschutzmaßnahmen an der Oberflä-
che. Während bei früheren Ringtunneln
die Leistungsfähigkeit für den Kfz-Ver-
kehr das Hauptthema war, geht es bei
diesen vorwiegend um den Schutz der
Anwohner. Da der Autobahn-Südring
– zum Glück – nicht kommen wird, ist
es um so wichtiger, im Südabschnitt ein

MOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄT
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besonderes Augenmerk auf die Anwoh-
ner zu haben. Beim Englischen Garten
konnten wir bisher einen größeren Ein-
griff an der Einmündung der Ifflandstra-
ße in den Mittleren Ring verhindern.
Große Sympathie haben wir dafür, den
Englischen Garten mit einem kurzen und
zumindest zum Teil von Sponsoren fi-
nanzierten Tunnel wieder zusammen-
zuführen. Hier wird eine privat finan-
zierte Machbarkeitsstudie erstellt.
Möglicherweise ist hier aber eine Land-
schaftsbrücke über den Mittleren Ring
eher mach- und finanzierbar.
Weitere große Straßenbauprojekte sind
derzeit kaum zu befürchten. Die Nord-
ost-Tangente scheint vom Tisch zu
sein. Bei der Neuperlacher Südanbin-
dung zeichnet sich die von uns und
vor Ort akzeptierte Stummellösung ab,
bei der es sich im wesentlichen um eine
zusätzliche Autobahnauffahrt handelt.
Im Münchner Norden wird wegen des
dort konzentrierten Siedlungs- und Ge-
werbewachstums die Machbarkeit ei-

ner Verlängerung der Schleißheimer
Straße in einem Tunnel durch das FFH-
Gebiet untersucht. Uns kommt es hier
sehr darauf an, wie hochwertig das FFH-
Gebiet ist und in welcher Weise es durch
den Bau beeinträchtigt wird.
Ein Dauerbrenner ist der von uns schon
immer abgelehnte Bau der Stäblistra-
ße, die hoffentlich auf juristischem
Wege zu Fall gebracht wird. Am ehes-
ten könnte der Ausbau des Föhringer
Rings drohen. Wenn dieser trotz unse-
rer Ablehnung nicht zu verhindern ist,
werden wir auf eine möglichst kleine
Lösung drängen.
In wenigen Monaten wird es eine neue
Vorlage zur Stellplatzsatzung geben.
Damit wird es – eine lange Zeit von uns
vorgetragene Forderung – erleichtert,
bei Wohnen ohne Auto, bei Genossen-
schaften und im sozialen Wohnungs-
bau weniger Stellplätze zu errichten, als
gesetzlich vorgeschrieben. Bei der
nächsten Novellierung der Stellplatz-
satzung müssten dann die Erfordernis-

MOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄTMOBILITÄT

se der Nachverdichtung eingearbeitet
werden.
Last not least: die City Maut. Hier dürf-
te bald die Technik für eine kilometer-
abhängige Straßenbenutzungsgebühr
einsatzreif sein, die wesentlich sinnvol-
ler ist als eine Kordonmaut wie in Lon-
don.  Nachdem sich die Experten weit-
gehend einig sind, dass der Peak Oil
gerade stattfindet oder das Förderma-
ximum bereits überschritten ist, dürf-
ten die Ölpreise bald kräftig steigen.
Dann lösen sich viele Probleme von
alleine und Grüne Verkehrspolitik wird
als einzige Alternative übrigbleiben.
Die Ölpreise können auch nicht von
Elektroautos aufgefangen werden, die
wegen der teuren Speichertechnik für
viele zunächst unerschwinglich bleiben
werden.

Paul Bickelbacher
Sabine Nallinger

stätten durchführen wollen, ob der
rechtsextreme Außenposten im Rat-
haus der „Bürgerinitiative Ausländer-
stopp“ aktiv ist oder Konzerte mit Hass-
musik stattfinden - die Grüne Fraktion
ist in allen diesen Bereichen präsent
und aktiv.
Durch die Bündnisvereinbarung 2008
konnte der Kampf gegen den Rechts-

MÜNCHENS POLITIK GEGEN NAZIS
Es war und ist den Grünen im Rathaus
schon seit Jahren ein Anliegen, rechts-
extreme Aktivitäten in München zu be-
kämpfen. Egal ob Neonazis in der ehe-
maligen „Hauptstadt der Bewegung“
marschieren wollen, um sich selbst in
die Tradition der NSDAP zu stellen,
ob sie Schulhof-CDs der NPD vertei-
len, ob sie Veranstaltungen in Gast-

extremismus in München in zweifacher
Hinsicht verstärkt werden. Beim Ober-
bürgermeister wurde eine Koordinie-
rungsstelle gegen Rechts ins Leben
gerufen, die seit gut einem halben Jahr
mit Dr. Miriam Heigl besetzt ist. Dar-
über hinaus wurde beim Feierwerk eine
Fachstelle gegen Rechts eingerichtet.
Dort leistet Marcus Buschmüller, be-
kannt von seiner Tätigkeit für das an-
tifaschistische Archiv A.I.D.A., Hilfe-
stellung für alle in der Jugend- , Sozial
- und Schularbeit Tätigen , wenn Fra-
gen zu rechtsextremen Tendenzen
auftauchen.  Durch diese beiden Stel-
len hat München deutlich gemacht,
dass die Stadt den Kampf gegen den
organisierten Rechtsextremismus ko-
ordiniert und vernetzt mit der Zivilge-
sellschaft führen möchte. Das ist bun-
desweit einmalig und findet schon
jetzt große Beachtung. Schon bis jetzt
gelang es durch gezielte Zusammen-
arbeit dieser Stellen mit allen anderen
AktivistInnen in diesem Bereich
rechtsextreme Aktivitäten stark zu-
rückzudrängen und zu behindern. So
konnte bisher auch verhindert wer-
den, dass Rechtsextremisten einen
Treffpunkt in München etablieren
konnten.Rechtsanwältin Angelik Lex, Florian Vogel, Martin Löwenberg, Siegfried

Benker und viele andere bei der Blockade der Nazi-Demo am 8. Mai 2010 in
Fürstenried.

Siegfried Benker
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ATOMKRAFT OHNE ENDE
Die außer Kontrolle geratenen
Atomreaktoren im japanischen
Fukushima sind ein weiterer tra-
gischer Beweis für die Unbe-
herrschbarkeit der Atomenergie
- ein Beweis, den nicht einmal
die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung ignorieren kann. Doch auch
die Stadt München steht vor Her-
ausforderungen. Schließlich ist
sie Miteigentümerin des Atom-
kraftwerks Isar II bei Landshut.

Nach dem Ausstiegsbeschluss der rot-
grünen Bundesregierung von 2002 soll-
te das Atomkraftwerk Isar II, das be-
kanntlich zu 25 % der  Stadtwerke Mün-
chen GmbH (SWM) gehört, etwa 2020
abgeschaltet werden. Doch die
schwarz-gelbe Bundesregierung schuf
im Herbst 2010 mit der Laufzeitverlän-
gerung eine neue Situation.
Im Durchschnitt 12 Jahre sollten die
Atomkraftwerke länger laufen , die
neueren sogar 14 Jahre. Das hätte für
OHU II eine Laufzeitverlängerung bis
2034 bedeutet! Daher - und nach der
Katastrophe in Japan um so dringen-
der - stellt sich natürlich für die Stadt
und die Münchner Grünen wieder die
Frage: Wie weiter mit der Beteiligung
an OHU II?
Werfen wir zunächst einen Blick auf die
Geschichte der Beteiligung der Stadt
München am AKW  Isar II und die Rol-
le der Grünen dabei. Ich war damals
noch nicht Stadträtin, doch aus den
zwei Ordnern, die zu diesem Thema in
der Fraktion stehen, geht sehr deutlich
hervor,  dass die Fraktion sich von Be-
ginn an immer energisch und beharr-
lich gegen den Bau des AKW, die Be-
teiligung der Stadt München und spä-
ter für den Verkauf eingesetzt hat. Die
Widerstände und Verzögerungstakti-
ken bei den Stadtwerken waren außer-
ordentlich hart und einfallsreich.
1977 beschloss der Münchner Stadtrat
mit den Stimmen einer absoluten SPD-
Mehrheit die 25 %ige Beteiligung am 2.
Block des AKW Isar in der Nähe von
Landshut. 1982 wurde der Beteiligungs-
vertrag – jetzt unter einer absoluten
CSU-Mehrheit - vom damaligen OB
Erich Kiesl unterschrieben. Als die Grü-

nen 1984 in den Stadtrat einzogen, war
auch die SPD noch voll auf Atomkurs.
Erst nach der Katastrophe von Tscher-
nobyl 1986 begann ein Umdenken. Ein
Gutachten wurde in Auftrag gegeben,
doch das Ergebnis ergab „keine eindeu-
tigen Handlungszwänge hinsichtlich
einer Aufgabe oder eines Beibehaltens
der Beteiligung“. Als das Kernkraftwerk
1987 eingeweiht wurde, war die Grüne
Fraktion vor Ort und demonstrierte.
1990 wurde der Ausstieg aus Isar II im
ersten Koalitionsvertrag mit der SPD
festgeschrieben. Dort heißt es: „Die
Veräußerung des städtischen Anteils
am Atomkraftwerk Isar II ist jedenfalls
noch in dieser Amtsperiode zum öko-
nomisch günstigsten Zeitpunkt vorzu-
nehmen.“ Dabei sei es aber zu vermei-
den, dass die Stadt als Folge des Ver-
kaufs Atomstrom beziehen und dafür
einen höheren Preis zahlen müsse.
Schon am 2. Mai, mit Beginn der neuen
Legislaturperiode, stellten die Grünen
den Antrag, nach Inbetriebnahme des
Blocks 2 im Heizkraftwerk München
Nord aus dem AKW Isar II auszustei-
gen. Ein klarer Beschluss, dem die Stadt-
werke allerdings massiven Widerstand
entgegensetzten.
Die Jahre bis 1992 waren geprägt vom
ständigen Drängen der Grünen auf den
Ausstieg und einer ebenso hartnäcki-
gen Verzögerungstaktik der Stadtwer-
ke. Im Oktober 1992 beantragten die
Grünen einen Ausstiegsfahrplan zu er-

arbeiten. Am 12.10.1993 dann endlich
der Ausstiegsbeschluss - allerdings mit
Auflagen: Verkauf nur unter wirtschaft-
lich günstigen Bedingungen (die Baye-
rische Gemeindeordnung, erlaubt kei-
ne Veräußerung von Vermögenswerten
unter ihrem vollen Wert) und der Vorla-
ge von Alternativen zum Atomstrom-
bezug. Das Öko-Institut sollte den Aus-
stiegsfahrplan begleiten.

Grüne drängen -Grüne drängen -Grüne drängen -Grüne drängen -Grüne drängen -
SWM verzögernSWM verzögernSWM verzögernSWM verzögernSWM verzögern

Die Erarbeitung des Ausstiegsfahr-
plans zog sich über Jahre hin, ständig
begleitet von kritischen Anfragen, Pres-
sekonferenzen und Aktionen der Grü-
nen. Nach einigen Zwischenberichten
kam 1997 dann endlich der Beschluss,
die AKW-Anteile international anzu-
bieten. Wieder zögerten die Stadtwer-
ke die Ausschreibung hinaus. Um die
Vorgabe des wirtschaftlichen Verkaufs
sicherzustellen, ermittelten die Stadt-
werke auf der Basis verschiedener Aus-
stiegsvarianten einen zu erzielenden
Verkaufspreis zuzüglich der damaligen
Rückstellungen. Als 1999 dann endlich
eine Verkaufsanzeige veröffentlicht
wurde, meldeten sich nur zwei unseriö-
se Finanzinvestoren, die kein ernsthaf-
tes Interesse nachweisen konnten.
Inzwischen hatte sich die Situation
durch die Bildung einer rot-grünen

WWWWWie weiter mit der Beteiligung am  ie weiter mit der Beteiligung am  ie weiter mit der Beteiligung am  ie weiter mit der Beteiligung am  ie weiter mit der Beteiligung am  AKW  Isar II?AKW  Isar II?AKW  Isar II?AKW  Isar II?AKW  Isar II?
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Die Grüne Fraktion bei der Menschenkette gegen Atomkraft am 9. 10. 2010
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Bundesregierung 1998 grundlegend
geändert. Ab dem Jahr 2000 begann
sich der Atomausstieg in Deutschland
zu konkretisieren – mit entsprechenden
Konsequenzen für die Verkaufschan-
cen von AKW-Anteilen. Trotzdem
drängten die Stadtrats-Grünen noch
einmal auf den Verkauf – doch nun
waren die Aussichten, das Kraftwerk
ohne Vermögensverlust zu verkaufen,
noch geringer als zuvor.
In Anbetracht der nunmehr gesetzlich
fixierten Stilllegung aller deutschen
AKW in einer absehbaren Zukunft und
der drastisch gesunkenen Erfolgsaus-
sichten eines Verkaufs verschwand das
Thema langsam von der Agenda der
kommunalen Energiepolitik der Münch-
ner Grünen. Der Schwerpunkt ver-
schob sich zum Klimaschutz und zur
Erzeugung erneuerbarer Energien –
ohnehin ja eine Voraussetzung für den
Atomausstieg. Das Grüne Kommunal-
wahlprogramm 2002 enthielt nicht mehr
explizit die Forderung nach Veräuße-
rung der Isar II-Anteile, sondern sprach
davon, die „Atomstromkapazitäten
durch eigene umweltfreundliche Ener-
gieerzeugung und -effizienz zu erset-
zen.“ Jedoch kündigte das Programm
an, alle Instrument zu nutzen, um den
„höchstmöglichen Sicherheitsstandard
in Ohu durchzusetzen und zum frühest-
möglichen Zeitpunkt die Stilllegung
herbeizuführen.“
Sechs Jahre später erschien die Aus-
sicht, ein der baldigen Stillegung ent-
gegensehendes AKW zu verkaufen so
gering, dass die städtische Beteiligung
an Isar II im Kommunalwahlprogramm

2008 gar kein
Thema mehr war.
Der aktuelle rot-
grüne Kooperati-
onsvertrag ver-
bucht noch den
Ausstieg aus der
Atomenergie als
„Schwerpunkt
der Münchner
Energiepolitik“ –
ohne konkretere
Aussagen zur
Beteiligung an
Isar II.
Vor gut einem
Jahr zeigte E.on
noch einmal In-
teresse an den
Münchner Antei-
len - im Tausch

gegen Wasserkraftwerke. Bedauerli-
cherweise kam das Geschäft nicht zu-
stande. Doch setzten wir 2007 endlich
die von uns so lange vergeblich betrie-
bene ökologische Ausrichtung der
SWM durch. Mit dem Beschluss zum
Verzicht auf weitere Kohlekraftwerke
und dem Ausbau der regenerativen
Energien entwickeln sich die SWM zu
einem zukunftsorientierten Unterneh-
men. Ziel der SWM ist es bekanntlich,
alle Münchner Haushalte bis 2015 mit
regenerativem Strom zu versorgen, alle
anderen Münchner Kunden bis 2025 -
ein ehrgeiziges Ziel.
Grundsätzlich läuft die Laufzeitverlän-
gerung der Ausrichtung der SWM auf
die Erneuerbaren Energien diametral
entgegen. Denn Atomkraftwerke sind
sehr unflexibel. Sie können nicht ein-
fach heruntergefahren werden, wenn
zuviel Wind weht. Steigt der Anteil der
Erneuerbaren Energien weiter, wie ja
auch von der Bundesregierung angeb-
lich gewünscht, wird es deutlich mehr
Überkapazitäten geben. Der Druck, den
Vorrang der Erneuerbaren Energien bei
der Einspeisung abzuschaffen, wird
steigen, je mehr Überkapazitäten durch
die längerer Laufzeiten entstehen. Die
großen Stromkonzerne haben schon
reagiert und ihr Engagement bei den
Erneuerbaren deutlich heruntergefah-
ren. Eine fatale Entwickung!
Formell ist der Stadtratsbeschluss zum
Verkauf der Anteile noch immer gültig.
Daran konnte die Grüne Stadtratsfrak-
tion anknüpfen, als im vergangenen
Jahr die Aufkündigung des Atomkon-
senses spruchreif wurde.

Zeitungsbild aus dem Jahr 1987

AAAAATTTTTOMKRAFTOMKRAFTOMKRAFTOMKRAFTOMKRAFT

Nach Bekanntwerden des Energiekon-
zeptes der schwarz-gelben Bundesre-
gierung beantragten wir sofort, am
Ausstiegsbeschluss festzuhalten und
die Bemühungen zum Verkauf der An-
teile wieder zu verstärken. Der Aus-
stiegsbeschluss wurde am 6.10.2010 in
der Vollversammlung erneut bestätigt.
Allerdings skizzierte ein weiterer Bericht
der SWM die geringen Erfolgsaussich-
ten für einen Verkauf.
So wäre eigentlich zu vermuten gewe-
sen, dass die SWM durch die Laufzeit-
verlängerung einen großen Gewinn er-
zielen können. Aber die Parameter sind
anders: Die großen Gewinne wird es vor
allem für die alten AKW geben, die ei-
gentlich demnächst abgeschaltet wer-
den sollten und jetzt acht Jahre weiter-
laufen können. Für AKW wie Isar II,
eines der jüngsten Kernkraftwerke in
Deutschland, stellt sich die wirtschaft-
liche Situation ganz anders da. Im En-
ergiekonzept wird eine Brennelemen-
testeuer für die Laufzeit der AKW fäl-
lig, die die SWM mit 45 Mio. Euro pro
Jahr veranschlagen. Außerdem ist aus
Sicherheitsgründen mit Kraftwerks-
nachrüstungen im dreistelligen Millio-
nenbereich zu rechnen. Inwieweit die
SWM irgendwann vom Klimaschutz-
fonds des Energiekonzeptes profitieren
können, ist derzeit nicht absehbar.

„...eine „...eine „...eine „...eine „...eine TTTTTaube auf demaube auf demaube auf demaube auf demaube auf dem
Dach im dichten Nebel...“Dach im dichten Nebel...“Dach im dichten Nebel...“Dach im dichten Nebel...“Dach im dichten Nebel...“
Die Verfassungsklage mehrerer Bun-
desländer gegen die Laufzeitverlänge-
rung ist ein weiterer Unsicherheitsfak-
tor. Eine Verlängerung der Atomstrom-
erzeugung über 2022 hinaus „ist eine
Taube auf dem Dach im dichten Nebel“,
so SWM-Chef Kurt Mühlhäuser Ende
Januar auf einer Fraktionssitzung der
Grünen.
All diese Unwägbarkeiten potenzieren
sich nun durch den GAU in Fukushima
und das dreimonatige Moratorium für
die Laufzeitverlängerung. Es ist gegen-
wärtig unmöglich vorherzusagen, wel-
che Konzessionen die Regierung Mer-
kel dem wachsenden Misstrauen ge-
gen die Atomkraft machen wird oder
welche Folgen eine neue Bundesregie-
rung mit grüner Beteiligung für die Lauf-
zeiten der Reaktoren hätte. Unter die-
sen Umständen ist der Verkauf der An-
teile ein sehr schwieriges Geschäft.
Unabhängig von Verkaufsstrategien
muss der GAU von Fukushima natür
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Für das Feld von Migration und
Integration können wir Grüne in
besonderem Maß reklamieren,
über Jahre eine beständige und
nachhaltig erfolgreiche Politik
betrieben zu haben. Das beginnt
schon auf Bundesebene, wo in
Zeiten der rot-grünen Koalition
mit dem neuen Staatsangehörig-
keitsrecht und dem modifizierten
Zuwanderungsrecht ein Paradig-
menwechsel eingeleitet wurde:
Weg von der Lebenslüge der
Leugnung, hin zur Einsicht: wir
sind ein Einwanderungsland!
Das hat sich auch auf die Kom-
munen ausgewirkt, wo Integra-
tionspolitik einen neuen Stellen-
wert bekommen hat.

So auch in München. Mit der Stelle für
interkulturelle Arbeit haben wir Grüne
schon früh eine Struktur geschaffen,
die eine bundesweit anerkannte Inte-
grationspolitik und eine interkulturelle
Öffnung der Verwaltung für alle Ein-
wohnerinnen und Einwohner ermög-
licht hat. Das „Interkulturelle Integrati-
onskonzept“ ist seit 2008 programma-
tische Grundlage dieser Politik. Den
guten Stand der Entwicklung belegt der
vor kurzem erschienene erste „Interkul-
turelle Integrationsbericht“, der auf der
Stadtversammlung im März der Partei
vorgestellt werden wird.
Im Vordergrund unserer Integrationss-
politik stand  der Bereich „Bildung und
Ausbildung“, flankiert von weiteren

grundsätzlichen oder aktuellen Frage-
stellungen. Wir haben etwa 40 Anträge
und Anfragen zum Thema formuliert
und einige Diskussionen angeregt.

Bildung ist derBildung ist derBildung ist derBildung ist derBildung ist der
SchlüsselSchlüsselSchlüsselSchlüsselSchlüssel

Es besteht bundesweit Einigkeit: Bil-
dung ist der Schlüssel für eine erfolg-
reiche Teilhabe an den Chancen unse-
rer Gesellschaft. Sprache ist dafür eine
wesentliche Voraussetzung. PISA und
alle einschlägigen Studien bestätigen
die strukturelle Diskriminierung unse-
res Bildungssystems. Sie  belegen in
jüngster Zeit aber auch erste Erfolge
unserer Anstrengungen. Für München
haben wir in mehreren Initiativen wei-
tere Anstrengungen gefordert, damit
mehr Kinder aus bildungsfernen
Schichten und Migrantenkinder von
der Kindertagesbetreuung profitieren
können. Ein besonderes wichtiges An-
liegen war die Verstärkung der Sprach-
förderung. So bieten heilpädagogische
Kindertagesstätten in Zukunft auch
Deutschfördermaßnahmen an. Ferner
ging es uns um eine Veränderung von
Rahmenbedingungen in der Ausbil-
dung von Kinderpflegerinnen. Erreicht
wurde eine Satzungsänderung, wonach
Bewerberinnen mit Migrationshinter-
grund nicht mehr eine diskriminieren-
de Deutschprüfung ablegen müssen.
Die Stadt als bedeutende Arbeitgebe-
rin hat eine besondere Verantwortung,

bei der Ausbildung und Beschäftigung
von Menschen mit Migrationshinter-
grund beispielhaft voranzugehen. Das
interkulturelle Personalmanagement
Münchens ist mehrfach ausgezeichnet
worden. Gleichwohl war es uns ein
Anliegen, die Potenziale von Migran-
tinnen und Migranten noch besser zu
nutzen, Hochqualifizierte angemessen
zu beschäftigen und die Anerkennung
ausländischer Abschlüsse zu erleich-
tern sowie Diskriminierungen auf Grund
fremder Namen bei Bewerbungen zu
verhindern. Das Personal- und Organi-
sationsreferat hat mit der Stelle für in-
terkulturelle Arbeit eine Ausschreibung
veranlasst, erstmals eine praktikable
Definition von interkultureller Kompe-
tenz für das Einstellungsverfahren und
für Beurteilungen zu erarbeiten. Im Re-
ferat für Arbeit und Wirtschaft wird mit
der Handwerkskammer ein Konzept für
die modellhafte Erprobung anonymi-
sierter Bewerbungen vorbereitet.
Im breiten Feld der Sozialen Arbeit war
ein Schwerpunkt der bedarfsgerechte
Ausbau der Altenhilfe im Blick auf die
älter werdenden Migrantinnen und
Migranten. Dafür ist eine neue Stelle
im Sozialreferat mit dem Auftrag einge-
richtet worden, ein Konzept zur inter-
kulturellen Öffnung der Alten- und Be-
hindertenhilfe bis Ende 2011 vorzule-
gen. Parallel ist das Referat für Umwelt
und Gesundheit beauftragt, Planungen
für die gesundheitliche Versorgung äl-
ter Migrantinnen und Migranten vor-
zulegen.

MÜNCHEN - EINWANDERUNGSSTADT
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lich auch sicherheitstechnische Kon-
sequenzen haben. Gerade zwei Wo-
chen vor der Katastrophe in Japan hat
der Stadtrat auf Initiative der Grünen
beschlossen, die Forderung nach der
sofortigen Stillegung des alten und
anfälligen AKW Isar I zu erneuern. Vor
dem traurigen Hintergrund japanischer
Trümmerlandschaften könnte diese
Forderung nun Wirklichkeit werden.
Aufgrund der aktuellen Ereignisse ha-
ben die Grünen außerdem beantragt,
die Sicherheit auch des AKW Isar II
auf den Prüfstand zu stellen. Die Sicher-
heitsauflagen für das AKW Isar II sind
so zu verschärfen, dass auch höchste

Sicherheitsrisiken wie z.B. ein Flug-
zeugabsturz oder der Zusammenbruch
der Stromzufuhr beherrschbar bleiben
und nicht zu einem massiven Austritt
von radioaktivem Material aus dem Re-
aktor führen können. Sollte sich her-
ausstellen, dass diese Risiken durch
eine Verschärfung der Sicherheitsmaß-
nahmen nicht zu beherrschen sind, ist
ein weiterer Betrieb des AKW Isar II
nicht mehr zu verantworten.
Aufgrund der Mehrheitsverhältnisse
und kommunalrechtlicher Vorgaben
kann München den Anteil am AKW
Isar II nur unter bestimmten Vorgaben
loswerden. Mit einem Anteil, der noch

nicht einmal eine Sperrminorität dar-
stellt, kann die Stadt allein keinen Still-
legungsbeschluss herbeiführen. Des-
halb ist der Weg, den die Grünen ein-
geschlagen haben, der einzig gangba-
re, um auch Isar II so rasch wie möglich
stillzulegen. Wenn uns in der kommu-
nalen Verantwortung auch einige Hand-
lungsmöglichkeiten genommen sind -
unser Ziel ist klar und eindeutig: Ab-
schalten - und zwar alle Atomanlagen,
auch das AKW Isar II.

Sabine Krieger

Integrationspolitik hat einen neuen StellenwertIntegrationspolitik hat einen neuen StellenwertIntegrationspolitik hat einen neuen StellenwertIntegrationspolitik hat einen neuen StellenwertIntegrationspolitik hat einen neuen Stellenwert
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Das Thema Gewalt war Gegenstand
von Anträgen, etwa in Fällen häusli-
cher Gewalt aber auch unter dem As-
pekt der Prävention. Hier wird in Zu-
kunft im Rahmen der vielfältigen An-
sätze stärker mit Migrantenorganisati-
onen zusammen gearbeitet. Auch Maß-
nahmen zur Verhinderung von Zwangs-
heiraten stehen auf dem Grünen For-
derungsktalog. Dafür ist bei IMMA (In-
itiative für Münchner Mädchen) eine
Stelle eingerichtet worden, die in Koo-
peration mit Jugendamt und Schulen
ein Konzept zur Prävention erarbeiten
soll. Ziel ist es, eine Fachstelle auf Dau-
er einzurichten. Im Gesundheitsbereich
ging es uns um die interkulturelle Öff-
nung der sozialpsychiatrischen Krisen-
dienste. Dafür liegt inzwischen ein
Konzept vor, erste Fortbildungsmaß-
nahmen haben bereits stattgefunden.
Darüber hinaus haben wir uns mit Fra-
gen der Einbürgerung und mit der Wahl
des Ausländerbeirates sowie dem kom-
munalen Wahlrecht beschäftigt. Die
wiederholte Initiative für ein kommu-

nales Wahlrecht ist leider erneut am
Bundesinnenminister gescheitert.

NeubürgerInnenNeubürgerInnenNeubürgerInnenNeubürgerInnenNeubürgerInnen
willkommenwillkommenwillkommenwillkommenwillkommen

Als Willkommenssignal gegenüber neu
eingebürgerten Menschen wird auf un-
sere Initiative hin zweimal im Jahr eine
feierliche Veranstaltung durchgeführt,
die von den Betroffenen als Zeichen
der Anerkennung gewertet wird.
Ein ganz besonders wichtiges Thema
waren uns Rechtsextremismus und
Rassismus. Hier war es ein großer Er-
folg, einen Forschungsauftrag zu ver-
anlassen, der erstmals Rassismus un-
ter Migrantinnen und Migranten un-
tersucht hat. Auf der Basis der Ergeb-
nisse wurde ein Fachtag durchgeführt,
auf dem Fachkräfte aus der Sozialen
Arbeit und von Migranten-Selbsthilfe-
organisationen für dieses bisher tabui-
sierte Thema sensibilisiert werden
konnten. Die Ergebnisse werden doku-
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mentiert.
Das Stadtarchiv ist aufgefordert wor-
den, die Geschichte der Migration in
München als Teil der Stadtgeschichte
zu verstehen und entsprechen zu do-
kumentieren. Aus den Ergebnissen ei-
nes hierzu veranstalteten Fachtags soll
mit dem Stadtmuseum und den Betrof-
fenen eine Ausstellung konzipiert wer-
den. Ziel ist es, das Thema als Quer-
schnittsaufgabe auf Dauer in den bei-
den städtischen Institutionen zu ver-
ankern.
„Vielfalt gestalten“ bleibt auf lange Zeit
eine der großen Herausforderungen der
Politik. Integration und interkulturelle
Öffnung sind deshalb besondere Auf-
gaben kommunaler Politik, um den so-
zialen Frieden in der Stadt zu gewähr-
leisten. Hier haben wir Grüne eine be-
sondere Kompetenz und eine entspre-
chende Glaubwürdigkeit.

Gülseren Demirel

FAIR TRADE
Als eine der finanzkräftigsten Kommunen Deutschlands
hat München ein starkes Gewicht bei der öffentlichen
Auftragsvergabe. Die Stadt muss diese wichtige Markt-
stellung und ihre Vorbildfunktion dazu nutzen, um nach-
haltige und faire Produktion zu unterstützen und eine Ver-
änderung von Konsummustern anzukurbeln.
Eine verantwortungsbewusste Beschaffung berücksich-
tigt bei der Auftragsvergabe die gesamten Lebenszyklus-
kosten eines Produkts:
Bereits im Jahr 2002 hat München auf einen Antrag der
Grünen hin beschlossen, keine Produkte aus ausbeuteri-
scher Kinderarbeit zu beziehen. Mit einer Antragsreihe im
Sommer 2009 forderten wir zunächst eine Weiterentwick-
lung der sozialen, ethischen und ökologischen Kriterien
bei der öffentlichen Beschaffung von Produkten. Gerade
Computer, Textilien, Spielzeug und kleine Andenken wie
Anstecker oder Kugelschreiber werden oftmals unter men-
schenunwürdigen Arbeitsbedingungen und mit erhebli-
chen Umweltschäden produziert. Die Stadt München muss
daher alle Möglichkeiten nutzen, v.a. beim Einkauf von
IT-Geräten, Textilien, Spielzeug, Andenken und Tombola-
gewinnen auf sozialen und ökologischen Kriterien bzw.
Standards zu bestehen.
Außerdem haben wir angeregt, bezuschusste Projekte
dazu zu verpflichten, ebenfalls keine Produkte aus aus-
beuterischer Kinderarbeit zu beziehen. Dabei geht es um
Sportartikel, Teppiche und Kleidungstextilien, Lederpro-

dukte, Agrarprodukte wie Orangensaft, Kaffee und Scho-
kolade, Natur-
und Pflasterstei-
ne. Für etliche
Produkte gibt es
anerkannte Siegel
wie etwa das
TransFair- (Oran-
gensaft, Tee, Kaf-
fee, Schokolade,
Bälle) oder das
Rugmark-Siegel
(Teppiche). Bei
Produkten ohne
entsprechendes
Siegel müssen die
Firmen  einen Ver-
hal tenskodex,
eine Sozialklausel
oder eine entsprechende Selbstverpflichtung vorlegen.
Die Beschlüsse zu diesen Anträgen dürften in den näch-
sten Monaten im Stadtrat diskutiert und beschlossen wer-
den. Einen ersten Erfolg hatten wir schon: für den Um-
bau des Harras werden nur Steine verwendet, die nach-
weislich ohne ausbeuterische Kinderarbeit hergestellt
wurden - bundesweit ein Novum!

Lena Schmid Noerr
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EUROPASTADT MÜNCHEN
Europastadt München - so lautet
der Abschnitt im Koalitions-
vertrag, den wir Grünen nach
schwierigen Verhandlungen
durchsetzten konnten. Um die
Europapolitik in München besser
aufzustellen, war die Schaffung
einer eigenen Abteilung Europa-
politik im Referat für Arbeit und
Wirtschaft für uns unumgänglich.

Richtlinien, Verordnungen und Förder-
programme der EU üben einen immer
größeren Einfluss auf die Kommunal-
politik aus.  Aus der europäischen För-
derlandschaft ergeben sich für die Stadt
Chancen, in transnationaler oder inner-
städtischen Zusammenarbeit innovati-
ve Projekte aufzulegen.
Die Erwähnung der kommunalen
Selbstverwaltung im Lissabon-Vertrag
verschaffte den Kommunen die Mög-
lichkeit einer intensiveren Einflussnah-
me auf die europäische Politik. Darüber
hinaus bietet die „Strategie 2020“ der
EU-Kommission neue Chancen, da der
Wachstumsbegriff nicht mehr aus-
schließlich ökonomisch interpretiert
wird. Nachhaltiges Wachstum, hohe
Beschäftigung und sozialer Zusammen-
halt sind seit Juni 2010 strategische

Ziele der EU. Davon kann München
profitieren.
Die im Koalitionsvertrag festgeschrie-
bene Organisationseinheit für Euro-
paangelegenheiten hat 2009 ihre Arbeit
aufgenommen. 2010 beschloss der
Stadtrat eine europapolitische Strate-
gie für München , mit folgenden
Schwerpunkten:

1. Einflussnahme auf die EU
Eine konkrete und ernsthafte Einfluss-
nahme gelingt durch die Präsenz vor
Ort und die Mitwirkung in den euro-
päischen Gremien. Kontakte zu Euro-
paabgeordneten und den kommunalen
Interessensvertretungen sind ein In-
strument um die städtischen Interes-
sen einzubringen. Zwei wichtige Netz-
werke sind der RGRE und Eurocities.
Der Rat der Gemeinden und Regionen
Europas (RGRE) ist eine europaweite
Organisation der kommunalen und re-
gionalen Gebietskörperschaften. Ziel
ist es, frühzeitig die Interessen der Ge-
bietskörperschaften in den europäi-
schen Gesetzgebungsprozess einzu-
bringen.
Das kommunale Städtenetzwerk Euro-
cities, in dem zahlreiche europäische
Großstädte vertreten sind, dient der

Vernetzung, dem fachlichen Austausch
sowie der Interessensvertretung ge-
genüber der EU Kommission. Euroci-
ties hat großen Einfluss auf der euro-
päischen Ebene.
Die Zusammenarbeit mit dem Freistaat
ist von großer Bedeutung, da dieser als
Sachverwalter der kommunalen Inter-
essen agiert. Förderprogramme laufen
über die Ministerien des Freistaates,
durch die ständige Vertretung in Brüs-
sel hat der Freistaat frühzeitigen Zu-
gang zu wichtigen Dokumenten.

2. Mitarbeit in Gremien und
Städtenetzwerken
Ein wichtiger Baustein der Strategie ist
die aktive Präsenz von Stadtratsmitglie-
dern in den Netzwerken. Ich vertrete
die grüne Fraktion sowohl in der städ-
tischen Europakommission als auch im
RGRE und bei Eurocities.

3. Europäische
Konsultationsverfahren
Die europäischen Anhörungsverfah-
ren, sog. Konsultationen werden von
den europäischen Organen zur Gestal-
tung ihrer Politik und im Rahmen der
Rechtsetzungsprozesse eingesetzt.
Über Stellungnahmen kann die Stadt
ihre Interessen und ihren Einfluss di-
rekt einbringen und bspw. best practi-
se Modelle sichtbar und bekannt ma-
chen.

4. Konzept der Makroregionen
Das relativ neue Konzept der Makrore-
gionen soll Instrumente und Politikan-
sätze sektorenübergreifend bündeln.
Sowohl der ländliche Raum als auch die
Metropolen sollen profitieren. Dieses
Konzept wird auch in die Förderpro-
gramme einfließen. Für München ist die
Mitarbeit in der Makroregion Donau-
raum von Bedeutung. Ziel ist es, die
Vorausetzungen für eine nachhaltige
wirtschaftliche Entwicklung des Do-
nauraumes zu schaffen. Gerade im Hin-
blick auf die Beitrittsstaaten in dieser
Region könnte München im Bereich
Klimawandel und Energie eine unter-
stützende Rolle spielen.
Darüber hinaus sind mit der Alpen-
raum-Strategie INTERREG (Förderpro-
jekte von Regionen und Städten im Al-
penraum zu bspw. nachhaltigem Tou-
rismus) und der Europäischen Nach-

Die grün-rosa Fraktion tagt regelmäßig auswärts, um sich vor Ort über städ-
tische Einrichtungen zu informieren. Der neue Tierparkdirektor Dr. Andreas
Knieriem geht mit viel Elan an seine Aufgabe und steckt voller neuer Ideen.
Zunächst muss allerdings das denkmalgeschützte Elefantenhaus saniert wer-
den - Kosten ca. 10 Millionen Euro.

FRAKTIONSSITZUNG IM TIERPARK
HELLABRUNN
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barschaftspolitik weitere Vernetzungen
geschaffen.

5. EU-Projektarbeit
Ziel ist es städtische Projekte über EU
Fördermittel aufzulegen. Diese Projek-
te können referatsübergreifend sein, im
Verbund mit anderen Kommunen oder
auch transnational bearbeitet werden.
Durch den hohen Verwaltungsaufwand
sehen sich kleinere Organisationen
oder auch die Referate nicht in der Lage
EU Fördermittel zu akquirieren. Die Eu-
ropaeinheit soll hier als Dienstleister
unterstützen, informieren und verwal-

ten. So finanziert die Stadt zurzeit ein
Projekt gemeinsam mit dem Europäi-
schen Sozialfonds: Power-M. Dieses
Projekt ist darauf angelegt, Frauen nach
einer längeren Berufspause wieder in
den Arbeitsmarkt einzugliedern. Mit
einem individuell angepassten Profiling
werden die Kompetenzen und Zielrich-
tungen der einzelnen Frauen heraus-
gearbeitet und Schulungen wie bspw.
Computer- und Bewerbungstraining
durchgeführt.
Ein weiteres Projekt ist „Guide“, dass
Existenzgründungen von Frauen initi-
iert, fördert und begleitet. Dieses Pro-

jekt war 4 Jahre lang im Rahmen der
europäischen Gemeinschaftsinitiative
Equal gefördert und wurde dann we-
gen seines großen Erfolges von der
Stadt in die städtische Förderung über-
nommen.
Insgesamt kann mit der europapoliti-
schen Strategie die Verankerung Mün-
chens in Europa maßgeblich verbessert
werden. Ein wichtiger Schritt, ein grü-
ner Erfolg.

Lydia Dietrich

Das größte Photovoltaik (PV)-Projekt
einer deutschen Großstadt gewinnt an
Fahrt. Ziel ist es, den Anteil an lokal
erzeugtem PV-Strom signifikant (Faktor
15) zu steigern. Dazu wurde auf Initiati-
ve der Grünen die Solarinitiative Mün-
chen (SIM) GmbH von Stadt, Stadtwer-
ken und namhaften Münchner Unter-
nehmen ins
Leben geru-
fen – weitere
Partner wer-
den die Ge-
sellschafter-
struktur in
den kom-
menden Mo-
naten ver-
vollständi-
gen. Der
Stadtrat hat
im Sommer
mit großer
M e h r h e i t
den Start-
schuss dazu
gegeben.
Die voraus-
gegangene
Machbarkeitsstudie hat eindeutig be-
legt, dass das ursprünglich geplante
Ausbauziel von 300 MWp realistisch
ist, trotz der zahlreichen Hemmnisse die
gerade in Städten bestehen, wie Stadt-
gestaltung, komplexe Eigentümerstruk-
tur, kleinteilige Dachstrukturen oder
Konflikte mit der Nutzung von Gewer-

Grüne Energiepolitik konkretGrüne Energiepolitik konkretGrüne Energiepolitik konkretGrüne Energiepolitik konkretGrüne Energiepolitik konkret
STSTSTSTSTARARARARART DER SOLARINITIAT DER SOLARINITIAT DER SOLARINITIAT DER SOLARINITIAT DER SOLARINITIATIVE MÜNCHENTIVE MÜNCHENTIVE MÜNCHENTIVE MÜNCHENTIVE MÜNCHEN

begebäuden. Die SIM GmbH hat die
Aufgabe, gemeinsam mit den entspre-
chenden Akteuren Lösungen für diese
Hemmnisse zu suchen. Dazu zählen PV-
Modulhersteller, Wohnungsbaugesell-
schaften, Eigentümer von Gewerbeim-
mobilien, Architektenkammer und
Denkmalpfleger.

Damit der Ausbau sinnvoll und stadt-
verträglich abläuft und hohen ökologi-
schen und stadtgestalterischen Anfor-
derungen entspricht, wird ein Master-
plan PV für München angestrebt. PV
soll selbstbewusst und sichtbar in ar-
chitektonisch anspruchsvolle Konzep-
te integriert werden.

IDer Start der jungen Gesellschaft lief
bislang äußerst erfolgreich. Im Dezem-
ber hat sie unter der Leitung von Dr.
Harald Will den Betrieb aufgenommen.
Seitdem laufen zahlreiche Anfragen ein.
Hauptidee ist es, die gesamte Stadtge-
sellschaft einzubeziehe: Unternehmen
wie Bürgerinnen und Bürger sowie Ver-

eine und In-
itiativen, wel-
che dann als
Dachflächen-
besitzer oder
als Investoren
ihren aktiven
Beitrag zum
Klimaschutz
leisten.
Ein großes
Klimaschutz-
projekt, wel-
ches auf bür-
gerschaftl i-
chem Engage-
ment beruht,
ist gestartet.
Zwei erste
große Projek-
te sind bereits

in fortgeschrittenem Planungsstadium.
Sobald die endgültige Gesellschafter-
struktur steht, wird die SIM in der Öf-
fentlichkeit bekannt gemacht.

Sabine Nallinger
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werden gleichermaßen wertgeschätzt.
Der Beschluss dazu müsste in den
nächsten Wochen auf die Tagesord-
nung des Stadtrats kommen.
Lesbisches Leben in München ist auch
in Zeiten der zunehmenden Liberalisie-
rung für Lesben, Schwule und Trans-
gender nach wie vor wenig sichtbar.
Lesbische Frauen kommen mit ihrer ei-
genen Lebensidentität in der Stadtge-
sellschaft kaum vor und sind noch im-
mer von starken Diskriminierungen in
vielen gesellschaftlichen Bereichen
betroffen. Der Münchner Stadtrat hat
daher 2009 auf unseren Antrag hin be-
schlossen, einen Arbeitsschwerpunkt
auf das Thema „Lesbisches Leben in
München“ zu legen. Die Koordinie-
rungsstelle für gleichgeschlechtliche
Lebensweisen hatte somit den Auftrag,
in den folgenden Jahren die öffentli-
che Wahrnehmung von lesbischen
Frauen zu verbessern, die Teilhabe-
und Teilnahmemöglichkeiten zu stär-
ken und die Sichtbarkeit dieser Bevöl-
kerungsgruppe auszubauen. Die Auf-
taktveranstaltung im Rathaus unter dem
Motto „Mitmischen! Lesbisches Leben
in München – vielfältig – engagiert –
sichtbar“ im Sommer 2010 war ein gro-
ßer Erfolg. Des weiteren wurde bereits
das Thema Kinder in gleichgeschlecht-
lichen Lebensgemeinschaften bei einer
Veranstaltung beleuchtet, das Lesben-
handbuch wurde neu aufgelegt und ab
Juli wird die Ausstellung „Lesbische
Leben in München“ wahrscheinlich im
Stadtmuseum zu sehen sein.
Die Grüne Stadtratsfraktion hat sich
darüber hinaus massiv für die Weiterfi-
nanzierung von einigen Mädchen- und
Frauenspezifischen Initiativen einge-
setzt, z.B. für alpha beta, das Kontakt-
netz für alleinerziehende Frauen mit ei-
nem behinderten Kind oder für die Ak-
tion „Sichere Wies’n“. Leider kommt es
beim Oktoberfest immer wieder zu ge-
walttätigen Angriffen und Übergriffen
gegen Mädchen und Frauen bis hin zu
Vergewaltigungen. Die Aktion „Siche-
re Wiesn“ arbeitet seit 8 Jahren mit gro-
ßem Engagement daran, Mädchen und
Frauen sowohl präventiv als auch nach
Übergriffen zu unterstützen und zu be-
gleiten. Dank unseres Einsatzes, allen
voran dem von Lydia Dietrich, bleibt

Viele Frauenthemen sind
Querschnittsthemen, die sich
durch alle gesellschaftlichen
Lebenslagen hindurchziehen
und auf allen Ebenen der politi-
schen Arbeit immer wieder ein-
gebracht werden müssen. In die-
sem Zusammenhang haben wir
im Sommer 2010 den Antrag ge-
stellt, geschlechtergerechte Pä-
dagogik in den Arbeitsbereichen
Kinderbetreuung und Jugendhil-
fe umzusetzen, zu unterstützen
und zu fördern.

Geschlechtergerechte Pädagogik, also
die Sicht auf beide Geschlechter, ihre
spezifischen Lebenslagen, Bedürfnis-
se und ihre gesellschaftliche Teilhabe,
gehört zu den Standardaufgaben in al-
len Bereichen der Kinder- und Jugend-
hilfe. Ein zentrales Anliegen der ge-
schlechtergerechten Pädagogik ist es,
die Zwänge und Chancen aufzugreifen,
die mit der gesellschaftlichen Anforde-
rung, ein Mann oder eine Frau zu sein

bzw. zu werden, verbunden sind. Mäd-
chen und Jungen müssen ihr Ge-
schlecht in selbstbestimmter Weise le-
ben und subjektiv entfalten können,
ohne dabei durch Vorgaben, wie sie als
Mädchen oder Junge zu sein haben,
eingeschränkt zu werden. Beide Ge-
schlechter stehen als eigenständige
Personen mit ihren jeweiligen Eigen-
schaften und Fähigkeiten im Zentrum
der pädagogischen Betrachtung und

die „Sichere Wies’n“ fester Bestand-
teil des Münchner Oktoberfests und
erhielt 2010 für ihr Engagement den
Anita Augspurg-Preis.
Der hartnäckigen Initiative von Lydia
Dietrich ist es auch zu verdanken, dass
es anlässlich des diesjährigen Jubilä-
ums „100 Jahre Internationaler Frauen-
tag“ ein Kunstwerk geben wird. Das
Kunstwerk soll die Themen Gleichstel-
lungspolitik in München, Erfolge, De-
fizite, Herausforderungen darstellen. Es
soll nicht nur die Bedeutung des Inter-
nationalen Frauentags für die Stadt
hervorheben und die erfolgreiche

Gleichstellungspolitik Münchens bein-
halten, sondern auch an die Themen
erinnern, die deutlich machen, dass die
Gleichstellung von Frauen immer noch
nicht realisiert ist: Lohnungleichheit,
Umsetzung des Verfassungsauftrages
aus dem GG, Frauen in Führungspositi-
onen.
Außerdem haben wir viele frauen- und
mädchenspezifischen Projekte und In-
itiativen besucht und haben uns be-
geistert über deren engagierte Arbeit
vor Ort informieren lassen. Und wir
haben eine ganze Reihe Themen auf die
Tagesordnung des Stadtrats gesetzt,
z.B. die Problematik der Zwangsverhei-
ratung und immer wieder das Thema
Gewalt gegen Frauen.

Lena Schmid Noerr

Förderung von
gleichgeschlechtlichen

Lebensweisen

Trotz des starken Konsolidierungs-
druckes konnten wir sowohl die Ko-
ordinierungsstelle für gleichge-
schlechtliche Lebensweisen perso-
nell und in den Sachmitteln aufsto-
cken als auch neue Räume für das
SUB und LeTra finanzieren.
Darüber hinaus haben wir sicherge-
stellt, dass die Eingetragenen Part-
nerschaften nun auch mit geschul-
ten Standesbeamten im Standesamt
vollzogen werden können.

GLEICHSTELLUNGSPOLITIK -
EINE DAUERAUFGABE

Homophobie

.In den vergangenen Jahren hat uns
die zunehmende Homophobie inten-
siv beschäftigt. Angefangen von
verstärkt auftretenden Übergriffen
auf Lesben und Schwule im Glocken-
bachviertel bis hin zu homophoben
Musikern. Die Auftritte von Musi-
kern aus dem Bereich des Dancehall
Reggae aus Jamaika in München
waren Gegenstand eines Hearings
mit dem Titel „Hassmusik.“ Die Do-
kumentation dieses Hearing ist bei
der Koordinierungsstelle für gleich-
geschlechtliche Lebensweisen abzu-
rufen: http://www.muenchen.de/Rat-
haus/dir/gleichgeschlechtl/37867/
index.html
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Der Arbeitsausschuss (AA) berät den
Kinder- und Jugendhilfeausschuss
(KJHA) und  bietet Zeit und Raum, sich
verschiedensten Themen einmal aus-
führlicher zu widmen, als es in einem
KJHA mit dichter Tagesordnung mög-
lich ist.  In den letzten Jahren tagte er
aber nur noch sehr sporadisch und
ohne großen Stellenwert. Dies wollten
wir ändern und forderten deshalb nach
der Wahl 2008, den AA aufzuwerten
und auch die Belange des Schulrefe-
rats mehr einzubeziehen.
Dann passierte erst einmal über ein Jahr
lang gar nichts, zumindest nicht im Ar-
beitsausschuss, sondern nur hinter
den Kulissen. Wie viel Schulreferat
muss im Titel erscheinen, wenn es mit-
arbeiten soll? Geht das nur unter ge-
meinsamer Federführung oder kann es

auch weiter in der Regie des Jugend-
amts laufen? Fragen, die uns sehr lei-
denschaftlich vorgelegt wurden. Auch
der Name des AA wurde diskutiert (frü-
her hieß er „nur“ AA kommunale Kin-
der- und Jugendplanung. Das Zwi-
schenglied „-hilfe-“ wurde ganz be-
wusst weggelassen, um aufzuzeigen,
dass es nicht um die klassische gesetz-
lich vorgegebene Jugendhilfe gehen
soll, sondern um alle Belange, die Kin-
der und Jugendliche betreffen). Dieser
nicht dem KJHG entsprechende Name
wurde von der Rechtsabteilung des
Schulreferats bemängelt.
Letztlich zogen wir unseren Antrag auf
Beteiligung des Schulreferats zurück
und konnten dann 2009 endlich mit der
ersten Sitzung starten. Seitdem tagen
wir viel öfter als geplant und länger,

denn der Diskussionsbedarf ist enorm.
Im AA ist es möglich strittige Punkte
wirklich ausführlich zu besprechen. Mir
als Stadträtin hilft es sehr, die Feinhei-
ten der verschiedenen Argumentatio-
nen zu erfahren, die in einer normalen
Stadtratsitzung mit einer umfangrei-
chen Tagesordnung untergehen. Die
Mischung der verschiedenen Profes-
sionen, die am AA teilnehmen, garan-
tiert immer für eine lebhafte Runde. Und
das Schulreferat – jetzt „Referat für Bil-
dung und Sport“ ist immer voll dabei,
bringt seine Themen ein und beteiligt
sich intensiv an allen Prozessen, so wie
wir uns das gewünscht hatten.
Ein Grüner Erfolg?  100% JA, ohne wenn
und aber!!!

Jutta Koller

Schon immer hat München nicht nur den gesetzlichen Pflichtzuschuss geleis-
tet, sondern darüber hinaus immer noch zusätzliche Zuschüsse für Kinderta-
geseinrichtungen gewährt. Und das nicht wenig: derzeit betragen unsere „frei-
willigen“ Leistungen in diesem Bereich 100 Millionen Euro. Doch dieses Geld
wurde sehr ungleich verteilt. Das haben wir nun geändert.
Um nicht zu große Härten zu erzeugen und den Eltern in allen Krippen eine
einkommensbezogene Gebührenstaffelung zu ermöglichen, stellt der Stadtrat
jetzt noch zusätzlich 50 Millionen zur Verfügung. Die Stadt zahlt also jedes Jahr
150 Millionen Euro mehr für die Kinderbetreuung  als sie müsste, weil uns die
Qualität unserer Einrichtungen das wert ist.
Der für uns wichtigste Faktor in der Formel ist der „estandort“, der das Gießkan-
nenprinzip durch den gezielten zu fördern, sondern Gelder gezielt dort einzuset-
zen, wo wir den größten Bedarf sehen. Einrichtungen, in denen ein hoher Anteil
an Kindern aus eher bildungsferneren Schichten betreut wird, erhalten zusätz-
liche Mittel, um z. B. mehr Sprachförderung anbieten zu können, oder sich Hilfe
von anderen Professionen einzuholen. Das ist ein Meilenstein zu der von uns
immer geforderten Steigerung in der Bildungsgerechtigkeit.
Wir freuen uns auch über das i in der Formel, denn das bedeutet „Innovation“
und hilft Einrichtungen, die neue Ideen in der Pädagogik entwickeln, diese auch
zu verwirklichen - vorausgesetzt, sie lassen alle Kindertagesstätten an ihren
Vorstellungen teilhaben.
Wir haben also mit der Münchner Förderformel etwas geschaffen, das soziale
Ungerechtigkeiten mildert und innovative Gedanken fördert. Es wird zwar noch
einige Zeit dauern, bis alle Kindertagesstätten in unserer Stadt nach diesen
Kriterien finanziert werden, aber der erste Schritt ist getan. Wenn wir es nun
noch schaffen, dass alle Eltern-Kind-Initiativen auch für die Zukunft gesichert
sind und sich auch Neue gründen können, ohne von dem Verwaltungsaufwand
ausgebremst zu werden, dann ist uns ein wirklich großer Wurf gelungen.

Jutta Koller

Alles klar?
Und hier die Dechiffrierung:

fe : = Bezuschussung einer Kinderta-
geseinrichtung (BY + LHM)
kfbkb : = kindbezogene Förderung
nach BayKiBiG
eallg : = Wertansatz in Höhe von 0,05
(= 5 % der BayKiBiG – Förderung)
eausfall : = Wertansatz in Höhe von
0,10 (= 10 % der BayKiBiG – Förderung)
estandort : = Wertansatz in Höhe von
0,30 (= 30 % der BayKiBiG – Förderung)
eöff : = Wertansatz in Höhe von 0,0045
Prozent der BayKiBiG Förderung
= maximal für 15 zusätzliche Öffnungs-
tage je ein 1/220 der BayKiBiG-Förde-
rung analog der ab September 2010
gültigen BayKiBiG-Systematik.
kfu3 : = Weitergabe der Bundesmittel
für unter 3-Jährige über die Förderfor-
mel an Träger, welche die Kriterien der
Förderformel erfüllen.
kfkont: = Wertansatz 5.274,06 •4
m: = Wertansatz Mietpauschale:
maximal 500 Euro bei Ü3 Plätzen bzw.
1.000 bei U3 Plätzen pro Platz und Jahr
(Pauschale nicht höher als die tatsäch-
lich nachgewiesene Kaltmiete).
i: = Ansatz 10.000 Euro pro Jahr für drei
Jahre für innovative Besonderheiten

 Fe = kfbkb x (1+eallg+eausfall+estandort+eöff)+kfu3+kfkont+m+i

VIEL KREATIVER ALS SEIN NAME...
...der ...der ...der ...der ...der Arbeitsausschuss kommunale Kinder- und JugendhilfeplanungArbeitsausschuss kommunale Kinder- und JugendhilfeplanungArbeitsausschuss kommunale Kinder- und JugendhilfeplanungArbeitsausschuss kommunale Kinder- und JugendhilfeplanungArbeitsausschuss kommunale Kinder- und Jugendhilfeplanung
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die neue Einheit zu.
Aber wir haben dennoch Grund zur Zu-
friedenheit: der letztlich entstandene
optimierte Regiebetrieb, ist ein sehr gu-
ter Kompromiss. Der Betrieb kann ei-
nerseits selbstständiger arbeiten als
eine Abteilung in einem Referat, aber
der Stadtrat hat andererseits noch sehr
viel Einfluss.
Schwieriger war die Entscheidung, in
welchem Referat der optimierte Regie-
betrieb angesiedelt werden sollte –
Sozialreferat oder Schulreferat. Der im
Kinder- und Jugendhilfe Gesetz klar
formulierte Bildungs- und Betreuungs-
auftrag an die Jugendhilfe war für mich
ganz klar Indiz dafür, dass das Jugend-
amt hier zuständig sein müsse. Leider
sahen das zwei von drei befassten
Rechtsabteilung anders, und - zu mei-
ner großen Überraschung - nicht nur
die SPD, sondern auch die Mehrheit
unserer Grünen Fraktion war dieser
Ansicht. Ich kann und will hier nicht
den endlosen Austausch von Argu-
menten wiederholen. Ich kann nur sa-
gen, dass wir uns die Entscheidung
nicht leicht gemacht haben und viele
Fraktionssitzungen mit Diskussionen
über die sinnvollste Anbindung ver-
bracht haben.
Am Ende stand die Entscheidung :
Optimierter Regiebetrieb angehängt am
Schulreferat. Doch wer nun denkt, dass
damit alles erledigt war, irrt gewaltig.
Eigentlich ging die Diskussion mit die-
ser Entscheidung erst richtig los: Wie
wird der Regiebetrieb aussehen? Wie
viele Führungsebenen soll es geben?
Welche Bereiche werden zusammenge-
fasst, welche getrennt? Wie werden die
Einrichtungen von Freien Trägern und/
oder Wohlfahrtsverbände mit einge-
bunden? Wie kann das Angebot für
Eltern transparenter gemacht werden?
Und und und...  Viele Arbeitsgruppen
verbrachten viele Stunden damit, neue
Ideen zu entwickeln, sie wieder zu ver-
werfen und neu zu kreieren.
Für die MitarbeiterInnen des Jugend-
amts war es gewiss nicht einfach zu
akzeptieren, dass sie in Zukunft im
Schulreferat angesiedelt sein würden.
Die Angestellten des Schulreferats
wiederum befürchteten, dass ihre ge-
wohnten Arbeitsstrukturen durch die
vielen Veränderungen auf der Strecke

Seit Grüne im Münchner Rathaus
vertreten sind, haben sie immer
wieder die Forderung nach einer
organisatorischen Zusammenle-
gung der Kindertagesbetreuung
gestellt. Doch immer wieder
scheiterten wir an wachswei-
chen Bedenken von Teilen der
Stadtverwaltung und vor allem
der SPD, wobei das Sozialreferat
immer auf unsere Seite stand.

Selbst als das neue Kinderbetreuungs-
gesetz in Bayern die starre Altersrege-
lung zwischen Kinderkrippen und Kin-
dergärten aufhob, fand sich keine
Mehrheit für eine Zusammenlegung.
Die verrücktesten Konstrukte wurden
entwickelt, um die Aufteilung „unter
drei Jahren im Sozialreferat“ und „über
drei Jahren im Schulreferat“ beizube-
halten: Für die Kooperationseinrich-
tungen (KOOPs), die ja gerade für die
Erprobung der Altersmischung entwik-
kelt wurden, wurde München in KO-
OPs rechts der Isar und KOOPs links
der Isar geteilt, mit versetzten Dienst-
und Fachaufsichten vom Schul- oder
Sozialreferat, bis kein Mensch mehr
wusste, wer wann wo welche Verant-
wortung und Entscheidungskompe-
tenz hatte und das Ganze endlich dem
Schulreferat zugeordnet wurde. Einrich-
tungen, in denen neben der üblichen
Kinderbetreuung auch offene Angebo-
te, Erziehungsberatung und Ähnliches
eingerichtet wurden, um Familien gera-
de in schwierigeren Wohnvierteln mehr
niederschwellige Unterstützung zu-
kommen zu lassen, wurden in beiden
Referaten neu entwickelt: im Schulre-
ferat als „Early Excellence Center“ , im
Sozialreferat als KITS – Kindertages-
zentren. In beiden Referaten wurde viel
Zeit, Energie und Gehirnschmalz ein-
gesetzt, um das Bestmögliche zu ge-
stalten, aber nicht miteinander, sondern
parallel.
Das wurde selbst der SPD irgendwann
zu viel, und so konnten wir im Koaliti-
onsvertrag 2008 auch die „Schaffung
einer Einheit für Kinderbetreuung zwi-
schen 0 und 12 Jahren“ festschreiben.
Zwar lehnte die SPD das von den Grü-
nen favorisierte Modell „Eigenbetrieb“
strikt ab, stimmte aber zumindest einer
Überprüfung der besten Rechtsform für

KINDERBETREUUNG AUS EINER HAND
Grüne Forderung im optimierten Regiebetrieb endlich umgesetztGrüne Forderung im optimierten Regiebetrieb endlich umgesetztGrüne Forderung im optimierten Regiebetrieb endlich umgesetztGrüne Forderung im optimierten Regiebetrieb endlich umgesetztGrüne Forderung im optimierten Regiebetrieb endlich umgesetzt

bleiben würden, Die freien Träger hat-
ten Angst um ihre Eigenständigkeit in
der neuen Verwaltungsform und die El-
tern- Kind- Initiativen waren unsicher,
ob ihre doch sehr unterschiedlichen
Formen im Schulreferat die nötige Be-
achtung und Unterstützung finden
würden. All die verschiedenen Bedürf-
nisse und Bedarfe unter einen Hut zu
bekommen, war eine schier unlösbare
Aufgabe, für die der Verantwortliche
aus dem Personalreferat sich den Re-
spekt aller Beteiligten verdient hat,
denn es scheint wirklich geglückt zu
sein.
Natürlich gibt es noch die ein oder an-
dere Schwachstelle, und ich gehe da-
von aus, dass auch in den nächsten
Monaten immer wieder einzelne Stell-
schrauben nachjustiert werden müssen
- aber das ist klar bei so einer großen
Veränderung. Wir stehen am Anfang
eines längeren Prozesses, bis das Gan-
ze in das ruhigere Fahrwasser der All-
tagsarbeit gerät.
Ein Erfolg für uns Grüne? Ich denke:
Ja! Wenn auch einiges ganz anders ist,
als wir es uns  vorgestellt haben, so
sind doch unterm Strich die Vorteile
überwiegend. Wir werden in Zukunft
ein einheitliches System haben, in dem
pädagogische Entwicklungen von al-
len Akteuren gemeinsam vorangetrie-
ben werden. Und für Eltern gibt es mün-
chenweit eine zentrale Stelle, an die sie
sich mit ihren Fragen wenden können.

Jutta Koller.
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München ist eine Stadt der Künste: Die
Kammerspiele erhielten 2009 den Kriti-
kerpreis als deutschsprachiges „Thea-
ter des Jahres“, das Lenbachhaus wird
saniert und mit einem Bau des renom-
mierten Architekten Norman Foster er-
weitert (Wiedereröffnung 2012 ge-
plant), das Kunstareal mit Lenbachhaus
und Pinakotheken soll in Zusammen-
arbeit von Stadt und Freistaat als En-
semble hervorgehoben werden (dazu

gab es aufgrund eines grünen Antrags
2010 ein Hearing), der Star-Dirigent
Lorin Maazel konnte als Nachfolger
von Thielemann für die Münchner Phil-
harmoniker gewonnen werden.
Aber Kunst in München findet nicht
nur in diesen großen städtischen Insti-
tutionen statt. Bezahlbare Ateliers,
Möglichkeiten für freie Theater-, Per-
formance- und Tanzgruppen, verstö-
rende Kunst im öffentlichen Raum – all

das gehört zu einer lebendigen Kultur-
szene, zur kulturellen Vielfalt der Stadt.
Im Wahlprogramm forderten wir die
Stärkung der freien Szene, die weitge-
hende Sicherung der Domagk-Ateliers,
die Einrichtung eines Proben- und The-
aterhauses für freie Theatergruppen, -
projekte und –festivals (Performing
Arts Center) sowie den Erhalt der frei-
en Kunst im öffentlichen Raum.
In den Koalitionsverhandlungen konn-
ten wir gut eine halbe Million Euro mehr
für die freie Szene im Bereich von The-
ater, Tanz, Bildender Kunst und Musik
durchsetzen. Die Domagk-Ateliers be-
stehen dank städtischer Unterstützung
weiter fort. Performing Arts Center, Ate-
liers, Räume für Kreativwirtschaft sol-
len, laut Stadtratsbeschluss von Juli
2010, in einem neuen Kreativquartier (in
der Jutier- und Tonnenhalle) an der
Dachauer Straße Platz finden – wo sich
mit Pathos Theater, der Halle Schwere
Reiter und einem Atelierhaus schon
Vorläufer eines solchen Kunstzentrums
eingefunden haben.
Im öffentlichen Raum wurde Anfang
diese Jahres am Effnerplatz das spek-
takuläre Kunstwerk „Mae West“ auf-
gestellt, das die Grünen letzte Wahlpe-
riode gegen die SPD durchsetzten. Und
im Dezember 2009 wurde eine Neukon-
zeption für die Freie Kunst im öffentli-
chen Raum beschlossen, für die ein Etat
von über 600.000 Euro im Jahr zur Ver-
fügung steht, der besonders für tem-
poräre, interdisziplinäre Projekte verge-
ben wird.
Der US-Ökonom Richard Florida hat die
These aufgestellt, dass der zukünftige
Erfolg von Großstädten davon abhän-
ge, inwieweit sie Mitglieder der sog.
kreativen Klasse anziehen und anbin-
den könne; Technologie, Toleranz und
Talent seien die Erfolgsfaktoren. In die-
sem Sinne wollen wir weiter daran ar-
beiten, dass München ein kreative und
vielfältige Stadt bleibt.

Florian Roth

KULTURPOLITIK:
STÄRKUNG DER FREIEN SZENE

Mae West kam nicht zufällig auf den Effnerplatz. Der OB hatte seinen Bann-
strahl schon früh auf Mae Wests Kurven geschleudert und sie regelrecht frau-
enfeindlich als Papierkorb oder völlig retro als Strickliesl denunziert. Wir wis-
sen nicht, was der OB denkt, wenn er seinen Papierkorb betrachtet. Nach dem
OB betrachteten jedenfalls auch alle SozialdemokratInnen im Rathaus ihre Pa-
pierkörbe und fande diese als moderne Kunstwerke völlig ausreichend.
Damit wäre das Schicksal von Mae West irgendwo zwischen Strickliesl und
dem Schnurbartrümpfen des OB besiegelt worden - wenn die Grünen nicht dem
Charme dieser Großplastik erlegen wären. Völlig unökologisch und gar nicht
nachhaltig - wie Verliebte halt sind - schlossen sie sich dem Lebensmotto von
Mae West an: „Von allem zuviel ist wunderbar“ und beschlossen, alles dafür zu
tun, dass dieses Kunstwerk Realität werden würde. Das reichte dann nach
parteiübergreifendem Dahinsinken vor Mae West für eine knappe Mehrheit.
Jetzt, wo der erste Proteststurm über die Stadt hinwegfegt ist, erlauben wir uns
den bescheidenen Hinweis, dass der Grüne Fraktionsvorsitzende Siegfried Ben-
ker federführend diese Mehrheit gebastelt hat - und dass er das immer noch
richtig findet. Die Kritiker werden bald verstummen und erkennen, dass diese
Skulptur den Effnerplatz völlig neu gestaltet und aufwertet. Nehmen wir sie als
modernes Gegenstück zu der etwas mit Patina überzogenen Bavaria im Westen
der Stadt: Bavaria 2.0 - Mae West!
Übrigens: Die ca. 1,5 Mio Euro  wurden aus dem sog. „Kunst am Bau“-Pro-
gramm finanziert, das bei fast allen öffentlichen Bauwerken angewendet wird.
Hier waren es ca. 0,5 % der Gesamtkosten des Richard-Strauß-Tunnels.

BAVARIA 2.0 - MAE WEST!
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Ab 1. April (kein Scherz) tritt in
München auf grüne Initiative hin
eine „Informationsfreiheits-
satzung“ in Kraft. Was ist mit die-
sem durchaus sperrigen und bü-
rokratisch klingenden Begriff
gemeint?

Es geht um den freien Zugang zu kom-
munalen Informationen, um den recht-
lich verbrieften Anspruch darauf, Aus-
kunft zu erhalten über alle Vorgänge in
Stadtrat und Verwaltung, um Transpa-
renz, um das gläserne Rathaus (sodass
wir vielleicht gar kein Wikileaks-Mu-
nich brauchen).
Denn was die Stadt tut, das geschieht
im öffentlichen demokratischen Auftrag
und mit unser aller Steuergelder. Also
gehören eigentlich auch die Akten uns
allen und müssen für alle frei zugäng-
lich sein. So kann Politik effektiv kon-
trolliert, lebendige Demokratie und Par-
tizipation auf der Basis umfassender In-
formation ermöglicht werden. Denn De-
mokratie erfordert Transparenz und
Kontrolle. Das Handeln öffentlicher
Verwaltungen sollte für die Bürgerin
und den Bürger prinzipiell offen zu-
gänglich sein. Jeder hat ein Recht dar-
auf zu erfahren, wie sich die Kommune
engagiert, wie der Wortlaut eines Gut-
achtens lautet, welche Kosten dem
Steuerzahler entstehen und welcher Art
die Hintergründe für öffentliche Ent-
scheidungen sind.
Was besagt diese Satzung nun genau
und was heißt das in der Praxis? Die
Satzung beginnt mit dem Satz: „Jede
Einwohnerin und jeder Einwohner der
Landeshauptstadt München hat An-
spruch auf freien Zugang zu den bei
der Stadtverwaltung einschließlich der
Eigenbetriebe vorhandenen amtlichen
Informationen“, wobei unter Informa-
tion „jede amtlichen Zwecken dienen-
de Aufzeichnung, unabhängig von der
Art ihrer Speicherung“ verstanden
wird.
Nach einem formlosen Antrag muss die
Stadt die erbetenen Informationen in-
nerhalb eines Monats zur Verfügung
stellen. Ausgenommen von dem Aus-
kunftsrecht sind schützenswerte per-
sonenbezogene Daten, vertraglich oder
gesetzlich geheime Informationen so-
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DAS GLÄSERNE RATHAUS      
wie Protokolle und Notizen vertrauli-
cher Beratungen. Einfache mündliche
oder schriftliche Auskünfte werden
umsonst erteilt, bei aufwendigen Re-
cherchen können die Kosten bis auf
500 Euro steigen.
Einen Haken hat diese Satzung jedoch.
Sie gilt nur für Akten aus dem sog.
„eigenständigen Wirkungskreis“ der
Kommune. Der „übertragene Wirkungs-
kreis“ ist ausgenommen, d.h. überall
dort, wo laut Gemeindeordnung die
Stadt sozusagen nur im Auftrag des
Landes Aufgaben übernimmt, greift sie
nicht, da hier ein Landesgesetz fehlt.
Auf der Bundesebene ist auf grüne In-
itiative ein Informationsfreiheitsgesetz
in Kraft getreten. In inzwischen 11 Bun-
desländern wurde ein entsprechendes
Landesgesetz verabschiedet - aber
nicht in Bayern. Sowohl in der letzten
wie in dieser Legislaturperiode wurden
entsprechende Gesetzesinitiativen aus
der Opposition durch die CSU abge-
lehnt. Es ist zwar ermutigend, dass die
Münchner CSU-Stadtratsfraktion nicht
nur bei dem (übrigens einstimmigen)
Stadtratsbeschluss für eine Informati-
onsfreiheitssatzung mitstimmte, son-
dern auch die Aufforderung an den
Landesgesetzgeber unterstützte, hier
tätig zu werden, aber die Landes-CSU
hat gleich abgewinkt – sie bleibt stur.
Doch die Hoffnung stirbt zuletzt: Dass
inzwischen in 13 Kommunen incl. der
Landeshauptstadt Informationsfrei-
heitssatzungen verabschiedet wurden,
lässt hoffen, dass der Diskussionspro-
zess dazu auch in Bayern nicht abreißt.
Aber auch in München hatte diese Sat-
zung eine nicht einfache Geschichte.
Meinen Antrag stellte ich bereits im
Sommer vorletzten Jahres. Erst legte die
Verwaltung eine negative Stellungnah-
me vor und hatte dabei Oberbürger-
meister Ude und die SPD hinter sich.
Zu viel Aufwand und wenig Bedarf, so
die eher lapidaren Gegenargumente.
Transparent sind wir schon – wieso
brauchen wir noch eine Satzung? Der
Vergleich mit anderen deutschen Städ-
ten, in denen das Interesse zwar rege
war, die Verwaltung aber nicht mit einer
Flut von äußerst aufwändig zu beant-
wortenden Fragen überschüttet wurde,
überzeugte jedoch schlussendlich.

Die Informationsfreiheitssatzung ist für
uns Grüne ein großer Erfolg im Sinne
von Transparenz und Bürgerrechten.
Doch erstens ist sie verbesserungsfä-
hig und zweitens reicht sie nicht aus.
Bis 2013 sollen die Erfahrungen mit der
Satzung ausgewertet werden. Danach
sollte sie weiter entwickelt werden. Eine
explizite Ausweitung auf den Bereich
städtischer GmbHs (Stadtwerke etc.),
der freie Zugang für jedermann (nicht
nur für MünchnerInnen), eine Abwä-
gungsklausel zwischen Interesse der
Allgemeinheit und Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen sind hier die
Stichworte – und es ist auch zu prüfen,
ob die Gebühren zu abschreckend sind.

Auch das RIS mussAuch das RIS mussAuch das RIS mussAuch das RIS mussAuch das RIS muss
besser werdenbesser werdenbesser werdenbesser werdenbesser werden

Eine solche Satzung reicht aber grund-
sätzlich nicht aus, denn es reicht nicht
zu warten, bis die BürgerInnen um Aus-
kunft begehren. Gerade im Zeitalter des
Internet müssen die wesentlichen In-
formationen von der Stadt proaktiv
veröffentlicht werden. Hier ist schon
viel getan worden über die Rathaus-
seite des München-Portals
(www.muenchen.de/rathaus) und das
Ratsinformationssystem (www.ris-
muenchen.de), doch gibt es weiteren
Verbesserungsbedarf.
Unsere Anträge zur Verbesserung des
Ratsinformationssystems waren schon
teilweise erfolgreich. Inzwischen wer-
den auch die Stadtratsprotokolle ins
Internet gestellt. Dies wurde gegen die
Stimmen des Oberbürgermeisters und
der SPD so beschlossen, die fürchte-
ten, dass der weltweite Zugang zu den
Äußerungen der Stadtratsmitglieder
problematisch sein könne. Außerdem
werden seit Anfang dieses Jahres auch
die Beschlussvorlagen, sozusagen die
kommunalen Gesetzesentwürfe, vor der
Sitzung ins Internet gestellt. Zu arbei-
ten ist jedoch noch an der Übersicht-
lichkeit und Benutzerfreundlichkeit des
Internetangebots.
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Der Hyginekandal am städti-
schen Klinikum hat letzten Som-
mer wochenlang für negative
Schlagzeilen gesorgt. Auch die
Grüne Stadtratsfraktion geriet in
die Kritik. Mittlerweile wurden
Konsequenzen gezogen.

Am 2. Juli 2010 wurde in der Aufsicht-
ratssitzung des Städtischen Klinikums
(STKM) ein Gutachten zu massiven
Hygienemängeln in der Zentralsterili-
sation (ZSVA) Bogenhausen bekannt.
Dieses Gutachten war von der Ge-
schäftsführung des Klinikums in Auf-
trag gegeben worden, nachdem es seit
einem Jahr immer wieder Beschwerden
über die ZSVA gegeben hatte und Ope-
rationsbesteck wegen Verschmutzung
zurückgegeben wurde. Der Aufsichts-
rat erfuhr erst in dieser Sitzung zufällig
von den Mängeln bei der Sterilgutauf-
bereitung.
In den folgenden Tagen wurde das
ganze Ausmaß der Versäumnisse be-
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Wie das Internet und insbesondere das
sog. Web 2.0 zu nutzen ist, um Verwal-
tung offener und bürgerfreundlicher zu
machen, hat sich in dem Projekt MOG-
Dy (Munich Open Government Day –
www.muenchen.de/mogdy) gezeigt.
Die offene Regierungskunst (wie man
Open Government übersetzen könnte)
bezieht sich sowohl auf den Bereich der
Transparenz (Zugang zu Informatio-
nen) wie auch der Partizipation (Bür-
gerbeteiligung) wie allgemein der Inter-
aktionen von BürgerIn und Verwaltung
im Sinne eines besseren und effektive-
ren Service. Dabei sind eben die Tech-
niken elektronischer Kommunikation
wie das Internet ein wichtiges Instru-
ment – das sog. E-Government. Im In-
ternet werden Informationen bereit ge-
stellt, hier können auch neue Formen
der Bürgerbeteiligung entwickelt wer-
den, aber auch ganz normale Verwal-
tungsabläufe können verbessert wer-
den (Behördengänge durch Online-Ver-
fahren ersetzen z.B.).
Bei Mogdy konnten in einer ersten
Phase auf einer offenen Plattform jeder
und jede Vorschläge machen, die dann

im Internet kommentiert und bewertet
wurden. (In einer zweiten Phase wer-
den in einem Programmierwettbewerb
von den Teilnehmenden Anwendun-
gen entwickelt, die von einer Jury prä-
miert werden). Die Top Ten der Vor-
schläge (mit den meisten Votes) sind:

1. Fixmystreet für München (Anwen-
dung, um Probleme mit der kommuna-
len Infrastruktur online zu melden).
2. Geodaten freigeben (diese Daten sol-
len „maschinenlesbar“ sein, damit man
sie als Grundlage zur Entwicklung von
Anwendungen/Apps nutzen kann).
3. Freies City-WLAN an ausgesuchten
Orten.
4. Informationsfreiheitssatzung für
München.
5. Publikation zur freien Weiterverwen-
dung lizensieren..
6. Cacert4München (offenes System mit
dem BürgerInnen über einen sicheren
Kanal mit der Stadtverwaltung kommu-
nizieren und sich ebenso authentifizie-
ren können).
7. Stadtratssitzungen live im Web.
8. Onlinebörse für Freiwilligendienste
9.Umstellung des Radroutenplaners
auf  OpenStreetMap.
10. Mogdy kontinuierlich fortführen.
Ich finde viele dieser Ideen im Sinne

einer offenen, die BürgerInnen einbe-
ziehenden Regierungskunst sehr ver-
folgenswert.
Auf der MOGDy-Veranstaltung gab es
auch weitere Diskussionen über neue
Formen der Bürgerbeteiligung. Man
könnte z.B. mit einem Voting-System
wie bei MOGDy Vorschläge der Bürge-
rInnen zu allen Politikbereichen sam-
meln und als Anregung nutzen. Die
Überschreitung eines bestimmten Quo-
rums könnte man verbinden mit dem
Anspruch auf Stadtratsbefassung
(ähnlich wie bei Online-Petitionen)
und/oder die Installierung eines Run-
den Tisches zu diesem Vorschlag. In
diesem Zusammenhang sollte man
auch, wie Sigi Benker es in einen An-
trag vor einigen Jahren schon vorge-
schlagen hat, über einen Bürgerhaus-
halt wie in Köln nachdenken. Denn
gerade nach den Debatten über Stutt-
gart 21 stehen wir Grünen in der Pflicht,
neue moderne Formen zu finden, um
BürgerInnen bei politischen Entschei-
dungen früh und nachhaltig einzube-
ziehen. Wir sollten als Pioniere der of-
fenen Regierungskunst mutig voran-
schreiten.

Florian Roth

kannt, worauf der Aufsichtsrat, dessen
Vorsitzender und das Referat für Ge-
sundheit und Umwelt (RGU) sofort
handelten. Eine Begutachtung der
ZSVA durch das Referat für Gesund-
heit und Umwelt zeigte, dass es massi-
ve Versäumnisse auf allen Ebenen gab.
Die ZSVA wurde geschlossen, Ge-
schäftsführer und weitere Verantwort-
liche vom Dienst suspendiert. Die Ste-
rilisation von Besteck wurde an exter-
ne Anbieter vergeben. Glücklicherwei-
se waren keine PatientInnen mit verun-
reinigtem Besteck behandelt worden.
In den folgenden Tagen und Wochen
diskutierte der Aufsichtsrat in vielen
Sitzungen über die Ursachen dieser
Mängel und die schlechte Kommuni-
kation mit der Geschäftsführung. Ziel
war vor allem, möglichst schnell und
zügig wieder Ruhe in die verunsicherte
MitarbeiterInnenschaft zu bringen und
das Vertrauen der PatientInnen wieder
zu gewinnen. Letztlich wurden drei von
vier Geschäftsführern außerordentlich

gekündigt und eine Interimsgeschäfts-
führung bestellt.
Deutlich wurde aber auch, dass die
Strukturen in der STKM, insbesonde-
re die Führungsstrukturen nicht effizi-
ent waren und bereits dort erhebliche
Informations- und Kommunikationsde-
fizite bestanden. Deshalb wurde ein
Gutachten in Auftrag gegeben, dass
die Führungs- und Organisationsstruk-
turen analysieren und Empfehlungen
erarbeiten sollte.

„Geheimakte“ landet in„Geheimakte“ landet in„Geheimakte“ landet in„Geheimakte“ landet in„Geheimakte“ landet in
der Presseder Presseder Presseder Presseder Presse

Nachdem das Gutachten im Oktober
vorgelegt wurde, erhielt es – da formell
„Eigentum der Geschäftsführung“ –
den Status einer Geheimakte, landete
aber, wie in solchen Fällen üblich, trotz-
dem bald in der Presse.
Die Gutachter kamen zu dem Schluss,
dass die zentrale Unternehmensführung
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Elizabeth Harrison, die neue Chefin des STKM mit Hep Monatzeder, Auf-
sichtsratsvorsitzender der STKM und der Vertreterin der Grünen im Auf-
sichtsrat, Fraktionsvorsitzende Lydia Dietrich.

die richtige Struktur hat und die Ge-
schäftsordnung und das Prozessma-
nagement klar definiert sind. Allerdings
bestünden in der Geschäftsführung
eine Vielzahl von Regelungen, die zu
wenig bekannt seien und nur mangel-
haft oder gar nicht umgesetzt würden.
Darüber hinaus wurden zahlreiche
Doppelstrukturen festgestellt, eine zö-
gerliche Entscheidungsfindung und
gravierende Umsetzungs- und Kommu-
nikationsschwächen beschrieben.
Es fehlt laut Gut-
achten nicht an kla-
ren strategischen
Vorgaben, nur fan-
den sie nicht den
Weg in das Unter-
nehmen. Beson-
ders bemängelt
wurde, dass die
STKM nicht als ein
einheitliches Ge-
samtunternehmen
betrachtet und ge-
managt wird, son-
dern die einzelnen
Standorte zum Teil
in Konkurrenz zu-
einander stehen.
Aus den unter-
schiedlichen Mo-
dellen einer neu
zu strukturieren-
den ersten Leitungsebene entschied
sich der Aufsichtsrat für klare Kompe-
tenzzuweisungen und einen starken
Vorsitz., d.h. eine Geschäftsführung
aus drei, maximal vier Personen, ein/e
Geschäftsführer/in für den Bereich Me-
dizin, ein/e Vorsitzende mit Vetorecht.
Zwei zentrale Fragen bestimmten die
Diskussion. Zum einen wurde verein-
bart, eine Person mit medizinischer
Kompetenz in der Geschäftsführung zu
installieren. Ein Mediziner/in ist zwar
noch lange kein/e Klinikmanager/in -
die Managementkompetenzen müssen
im Vordergrund stehen. Und es wäre
auch eine gewagte Vermutung, dass ein
Arzt oder eine Ärztin in der Geschäfts-
führung den Hygieneskandal hätte ver-
hindern können. Aber natürlich ist me-
dizinischer Sachverstand in der Ge-
schäftsführung von Vorteil, er kann aus
ärztlicher, aber auch pflegerischer Sicht
eingebracht werden.
Die andere Diskussion entzündet sich
daran, ob es eine vierte Geschäftsfüh-
rungsposition für eine/n Arbeitsdirek-

tor/in geben soll. Die Empfehlungen
des Gutachtens sprachen sich klar für
eine dreiköpfige Geschäftsführung aus,
wobei die Position des Arbeitsdirektors
bspw. von der Vorsitzenden übernom-
men werden könnte. Dies betrachtete
die ArbeitnehmerInnenseite als Heraus-
forderung, da sie dann auf eine eigene
Geschäftsführungsposition verzichten
müsste. Die Erfahrungen aus der Ver-
gangenheit, die Bildung von Doppel-
strukturen und unklaren Entschei-

dungsstrukturen und nicht zuletzt das
finanzielle Argument sprechen eher für
eine Dreierlösung.
Das nächste Ziel war es eine/einen Vor-
sitzende/n zu suchen, die/der in der
Lage ist, die STKM strategisch neu
auszurichten und im Team die weiteren
strukturellen Defizite zu analysieren
und anzugehen.
Der Aufsichtsrat entschied sich im De-
zember 2010 für Frau Dr. Elizabeth Har-
rison als Vorsitzende der Geschäftsfüh-
rung, die im Februar 2011 ihren Funkti-
on aufgenommen hat. Es wird ihre Auf-
gabe sein, gemeinsam mit der Ge-
schäftsführung, mit den unterschiedli-
chen Führungsebenen und der gesam-
ten MitarbeiterInnenschaft die STKM
in Zukunft so aufzustellen, dass sie für
PatientInnen ein hochwertiges Ange-
bot bereitstellt, für die MitarbeiterIn-
nen ein attraktiver Arbeitsplatz ist und
im verschärften Konkurrenzkampf auf
dem Krankenhausmarkt in der Zukunft
wirtschaftlich bestehen kann.
Neben der Herausforderung, die medi-

zinisch- pflegerischen Angebote für die
Münchnerinnen und Münchner in ho-
her Qualität bereitzustellen, besteht für
die STKM die Notwendigkeit das finan-
zielle Defizit zu beseitigen und in die
sogenannten schwarzen Zahlen zu
kommen. Die bundespolitischen Vorga-
ben werden dabei nicht sehr hilfreich
sein, die schwarz-gelbe Koalition setzt
den Spardruck für die Kliniken in
Deutschland weiter fort.
Das Defizit hat sich durch die Hygie-

ne-Krise ver-
schärft, aus erwar-
teten 6 Millionen
Defizit im Jahr 2010
wurden 25 Millio-
nen. Für 2012 wird
die „schwarze
Null“ angestrebt.
Vor allem muss die
E innahmese i t e
verbessert werden.
So ist geplant, die
Fallzahlen zu stei-
gern, die ambulan-
te Versorgung aus-
zuweiten und die
Prozesse im Klini-
kum zu optimieren
(z.B. Behandlungs-
abläufe, Koopera-
tionen).
Allerdings wird die

Sanierung nicht ohne Einsparungen
gelingen, die im wesentlichen im Per-
sonalbereich vorgenommen werden
müssen. Klar ist aber auch, dass gera-
de im Pflegebereich keine weiteren Per-
sonalreduzierungen mehr möglich sind
- im Gegenteil, in der Pflege droht ein
neuer Notstand, dem es frühzeitig zu
begegnen gilt. In den kommenden fünf
Jahren will die STKM außerdem für die
bauliche Modernisierung ihrer Stand-
orte nahezu 300 Mio. Euro investieren.
Trotz all der schwierigen Rahmenbedin-
gungen hat die STKM als größtes kom-
munales Klinikum Deutschlands das
Potential, sich auf dem Krankenhaus-
markt behaupten zu können.

Lydia Dietrich
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München ist eine sehr dicht be-
siedelte Großstadt. Trotzdem sind
ca. 10 % der Münchner Stadt-
fläche als wertvolle Biotope er-
fasst und knapp 6000 ha als Na-
turschutz- oder Landschafts-
schutzgebiete rechtlich gesi-
chert. Die hohe Nachfrage nach
Wohnraum und der Freizeit-
nutzungsdruck machen den Er-
halt und die Pflege der Natur-
schutz- und Biotopflächen zu ei-
ner schwierigen Aufgabe.

Bei Baumaßnahmen sind zwar Aus-
gleichsflächen verpflichtend, werden
aber nur zu 40 % in deren Umkreis ge-
schaffen. Die größten Flächen werden
in eigenen Ausgleichspools (wie z.B.
bei den großen Baumaßnahmen Hbf-
Laim-Pasing durch die Erhaltung eines
durchgängigen Vernetzungsbandes
entlang der Bahnachse) oder auf dem
1. Münchner Ökokonto im Eschenrie-
der Moos ausgeglichen.
Naturschutz findet statt in München,
aber hat er oft zu wenig Priorität. Die
Naturschutzverbände werden meist zu
spät eingebunden. In Verhandlungen
mit Investoren werden Naturschutzbe-
lange nur vom Planungsreferat wahr-
genommen – und das verfolgt oft von
vornherein eine Kompromisslinie, weil

andere Interessen vorrangig sind.
Das zeigt beispielhaft die Entwicklung
am alten Gleislager in Neuaubing: Zwar
wird das Biotop jetzt gepflegt, die Au-
relis hat die Ausgleichsflächen fast
vollständig auf dem Baugebiet unter-
gebracht und plant jetzt sogar einen
Tunnel für die Zauneidechsen, aber
dennoch:  das Biotop durchschnitten,
alternative Straßenführungen wurden
nicht berücksichtigt und die Verlegung
des Sportplatzes ins Gewerbegebiet
Freiham ist jetzt nicht mehr möglich.
Oder am Hüllgraben: hier wurden die
Weichen bereits vor über 10 Jahren
gestellt, als der Hüllgraben im städte-
baulichen Vertrag für die Entwicklung
der Achse Hauptbahnhof/Laim/Pasing
als Ersatzstandort für das Gewerbe an
der Paul-Gerhardt Allee festgeschrie-
ben wurde.

Der Naturschutz brauchtDer Naturschutz brauchtDer Naturschutz brauchtDer Naturschutz brauchtDer Naturschutz braucht
höhere Prioritäthöhere Prioritäthöhere Prioritäthöhere Prioritäthöhere Priorität

Konsequenterer Naturschutz muss
daher alle Vertreter öffentlicher Belan-
ge lange vor dem Aufstellungsbe-
schluss mit einbeziehen. Dann ist noch
was zu bewegen und die Naturschutz-
verbände können ihre Interessen ein-
bringen und dafür auch öffentlich wer-

NATUR IN DER STADT –
WERTVOLL UND SCHÜTZENSWERT

ben.  Einen entsprechenden Antrag
haben wir inzwischen gestellt und in
einem weiteren Antrag Tabuflächen für
den Naturschutz gefordert.
Doch solange der Naturschutz im Pla-
nungsreferat verankert ist, werden wir
über  Nachbesserungen kaum hinaus-
kommen. Unsere Forderung, die Unte-
re Naturschutzbehörde ins Umweltre-
ferat (RGU) zu verlagern, konnten wir
bei den letzten Koalitionsverhandlun-
gen leider nicht durchsetzen. Das muss
Aufgabe der nächsten Fraktion sein!
Die Grüne Naturschutzpolitik ist somit
oft ein Kampf um kleine Erfolge, aber
wir konnten doch einiges erreichen

UnterschiedlicheUnterschiedlicheUnterschiedlicheUnterschiedlicheUnterschiedliche
ZuständigkeitenZuständigkeitenZuständigkeitenZuständigkeitenZuständigkeiten

Eine große Hürde ist auch die Zersplit-
terung des Naturschutzes auf verschie-
dene Referate. Das Baureferat betreut
die städtischen Grünflächen, die Unte-
re Naturschutzbehörde (UNB) im Pla-
nungsreferat ist für den Baumschutz
sowie für die Natur- und Landschafts-
schutzgebiete zuständig und das RGU
für den Arten- und Biotopschutz. Als
Ergebnis eines alten grünen Antrages
zur besseren Vernetzung des Natur-
schutzes und vieler grüner Gesprächs-
runden mit der Verwaltung wurde im
April 2008 endlich die Gründung eines
Runden Tische „Forum Biotoppflege“
beschlossen. Ziel ist die Klärung des
Pflegestatus der geschützten Flächen
sowie die Ermittlung pflegebedürftiger-
Flächen und der jeweils notwendigen
Maßnahmen. Dies ist ein kleiner Erfolg,
denn seit Einführung des Forums ha-
ben sich die Kommunikation zwischen
den Referaten und die Umsetzung von
Maßnahmen deutlich verbessert.

VVVVVertrauen ist gut,ertrauen ist gut,ertrauen ist gut,ertrauen ist gut,ertrauen ist gut,
Kontrolle ist besserKontrolle ist besserKontrolle ist besserKontrolle ist besserKontrolle ist besser

Geschützte Gebiete gibt es einige in der
Stadt, doch wer kennt schon die Re-
geln und wer hält sich gar daran? Frei-
laufende Hunde verkoten die sensib-
len Flächen und erschweren die not-
wendige Schafbeweidung. Menschen

Paul Bickelbacher und Sabine Krieger bei einer Exkursion zum Hüllgraben
mit VetreterInnen des Bund Naturschutz und des BA Bogenhausen.

NANANANANATURSCHUTZTURSCHUTZTURSCHUTZTURSCHUTZTURSCHUTZ
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zertrampeln die geschützten Pflanzen
oder laden ihren Müll ab – die Natur-
schutzverbände beklagen seit langem
diese Defizite. Gerade auf der Panzer-
wiese wurden trotz eines existierenden
Pflegeplanes die Regeln oft missach-
tet. Nach mühevollen Gesprächen mit
der Verwaltung waren die Aufstellung
von Informationstafeln auf der Panzer-
wiese und das Erstellen eines Informa-
tionsblattes ein erster Erfolg. Seit 2007
informiert der Bund Naturschutz mit sei-
nem Projekt „Heimat braucht Freunde“
über die Schutzwürdigkeit des Natur-
schutzgebietes und wird darin seit 2010
von der Stadt finanziell unterstützt. Auf
unseren Antrag hin wurde ein Natur-
schutzbeauftragter eingestellt, der vor
Ort informiert und Ansprechpartner für

Konflikte und Probleme ist. Auch eine
Verstärkung der Kontrollen ist vorge-
sehen.
Ein großes Problem sind die privaten

Biotope, deren Besitzer oft kein Inter-
esse an der Pflege haben. Deshalb un-
terstützt das RGU die Biotoppflege des
Landesbundes für Vogelschutz seit vie-
len Jahren mit ca. 65.000 Euro, eine Sum-
me, die auf Grüne Initiative 50.000 Euro
pro Jahr erhöht wurde. Auch eine per-
sonelle Aufstockung in der UNB für den
flächenhaften Naturschutz konnten wir
durchsetzen. Seitdem ist frischer Wind
in die UNB eingekehrt, deren Aktivitä-
ten lange Zeit wenig mehr als den
Baumschutz abdecken konnten.

Sabine Krieger

Die Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen – rosa liste

sucht zum 1. September 2011

eine wissenschaftliche Mitarbeiterin/
einen wissenschaftlichen Mitarbeiter
für die Bereiche Bildung, Sport und
kommunale Beschäftigungspolitik

(19,5 Std/Wo).

Die Tätigkeit umfasst:

die Zuarbeit für die Stadträtinnen und Stadträte in den Bereichen schulische und vorschulische Bil-
dung und Sport sowie kommunale Beschäftigungspolitik;
die Betreuung des Stadtratsausschusses für Bildung und Sport;
die Teilnahme an Fraktionssitzungen;
Recherchetätigkeiten und Erarbeiten von Konzepten;
das Entwerfen von Anträgen, Anfragen und Pressemitteilungen;
Netzwerkarbeit mit verschiedenen Initiativen und Institutionen;
die Betreuung des Facharbeitskreise Bildung;
die Beantwortung von Bürgeranfragen;
allgemeine Büroaufgaben nach Bedarf (Auskunft, Telefondienst,   Terminkoordinierung).

Wünschenswert sind außerdem Kenntnisse auf dem Gebieten der IT und des E-Government.
Wir suchen eine teamfähige und flexible Persönlichkeit, die nach Möglichkeit schon Erfahrungen mit Grü-
ner Politik gemacht haben sollte und gewohnt ist, eigenständig zu arbeiten. Wir erwarten fundierte Kennt-
nisse im Bereich Bildung und Sport aufgrund eines abgeschlossenen Studiums oder einschlägiger prakti-
scher Tätigkeit.

Die Stelle ist befristet bis zum Ende der Wahlperiode, April 2014, und wird nach TVÖD (E 10) vergütet.

Die Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen-rosa liste fördert aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Wir begrüßen deshalb Bewerbungen von Frauen und Männern, unabhängig von deren kultureller
und sozialer Herkunft, Alter, Religion, Behinderung oder sexueller Identität. Schwerbehinderte Bewerberinnen
und Bewerber werden bei gleicher Eignung unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles bevorzugt.

Bitte richten Sie die Bewerbung bis zum 31.05 2011 an
Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen-rosa liste
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
Rückfragen richten Sie bitte an unser Fraktionsbüro: Tel. 089-233-92620
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Kommt sowohl am Gleislager als
auch am Hüllgraben vor: Die streng
geschützte Zauneidechse
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Im Sommer 2008 beschlossen
die SchulpolitikerInnen der Grü-
nen Fraktion – Jutta Koller, Sa-
bine Krieger und Florian Roth –
, dass wir uns aktiv auf die Su-
che für die Nachfolge der Stadt-
schulrätin machen wollten, de-
ren Amtszeit ein Jahr später zu
Ende ging.
Dank Grüner Recherchearbeit wurde in
einem nordrhein-westfälischen Städt-
chen der neue Stadtschulrat Rainer
Schweppe entdeckt und konnte trotz
Gegenwehr seiner SPD-Parteigenos-
sen für München gewonnen werden.
Es ist ein großer Erfolg für uns Grüne
und für die Münchner Grüne Bildungs-
politik, dass nun jemand an verantwort-
licher Stelle offen für zeitgemäße Bil-
dungsideen eintritt und ihre Realisie-
rung aktiv vorantreibt.

Lernende sind keineLernende sind keineLernende sind keineLernende sind keineLernende sind keine
StopfgänseStopfgänseStopfgänseStopfgänseStopfgänse

Das schlechte Abschneiden deutscher
SchülerInnen in Bildungsstudien könn-
te dazu führen, dass das alte Modell
abgelöst wird - nämlich SchülerInnen

„Wissen einzuflößen, als seien sie
Stopfgänse. Ein Stopfkopf kann aber
nicht mehr klar denken“ – schreibt Tan-
jev Schultz in der SZ vom 10.12.2008
und modernisiert damit das Bild vom
Nürnberger Trichter. Es bleibt ein an-
gemessen grauenhaftes Bild, hat doch
die Hirnforschung alt bekanntes päda-
gogisches Erfahrungswissen bestätigt:

BILDUNG: AUFBRUCH ZU NEUEN UFERN
Lernen – in dem Sinn, dass „Gelerntes“
zur weiteren Verfügung steht – findet
ohne Motivation und ohne emotionale
Beteiligung schlichtweg nicht statt. Ein
auf 45 Minuten festgelegter Lernrhyth-
mus mit dem gleichem Lernziel für alle
und identischer Zugangsmethode (oft
kognitiv und per Frontalunterricht) wi-
derspricht jeglichem Wissen, wie Ler-
nen funktioniert.
Unsere bekanntermaßen alternde Ge-
sellschaft kann es sich nicht leisten,
auch nur ein einziges Kind nicht ent-
sprechend seinen individuellen Mög-
lichkeiten zu fördern. Strukturelle Re-
formen sind dringend erforderlich. In
dem Bündnisvertrag mit der SPD ist
deshalb vereinbart:
Wir wollen eine Reformschule in kom-
munaler Trägerschaft einrichten.

Ach, wie schön ist Jena:Ach, wie schön ist Jena:Ach, wie schön ist Jena:Ach, wie schön ist Jena:Ach, wie schön ist Jena:
ReformschuleReformschuleReformschuleReformschuleReformschule

Die vergeblichen jahrelangen Bemü-
hungen – besonders von Sabine Krie-
ger (s. ihren Artikel in der Mamba Nr.
98, vom Januar 2008) - , in München
eine Reformschule in städtischer Trä-

gerschaft zu reali-
sieren, sollten nicht
in Frustration enden
und zur Aufgabe der
Idee führen. Des-
halb sind wir zur er-
neuten Motivation
in die Jenaplanschu-
le nach Jena gefah-
ren, um zu erleben,
dass die Konzeption
einer „Schule für
alle“ nicht realitäts-
fern ist. Es gibt sie
wirklich - die not-
wendigen Bedin-
gungen für jahr-
gangsübergreifen-
des (Projekt-)Ler-
nen, rhythmisierten

Unterricht, individuell bestimmte Lern-
formen, Öffnung der Schule in den
Stadtteil etc.. Und es gibt sie in dem
CDU-regierten Thüringen und an der
staatlichen (!) Jenaplanschule ist es ge-
lungen, den staatlichen Lehrplan in an-
deren Strukturen zu realisieren.
Bayern (ohne Genehmigung des Frei-
staats kann die Schule nicht realisiert

werden) ist nicht Thüringen, obwohl
der neue Kultusminister Ludwig Spa-
enle reformpädagogischen Ideen ge-
genüber aufgeschlossener ist als sein
Vorgänger: Aber eine Reformschule, die
diesen Namen verdient, wird es in die-
ser Legislaturperiode nicht geben.
Dennoch überlegen wir weiter intensiv,
wie wir reformpädagogische Ideen rea-
lisieren können.
Lernen nach individuellen Möglichkei-
ten erfordert die Bereitstellung entspre-
chender räumlicher Möglichkeiten:
Schulen müssen architektonisch so
konzipiert bzw. umgestaltet werden,
dass der Frontalunterricht ohne Proble-
me oder aufwändige Organisation
durch Gruppen- und Projektlernen ab-
gelöst werden kann.
Mitten im Sommerloch, einen Monat
nach seinem Amtsantritt, hat es der
neue Stadtschulrat geschafft, die Plä-
ne für den Neubau eines Gymnasiums
in Trudering architektonisch so umar-
beiten zu lassen, dass anderes Unter-
richten, eine andere Beziehung zwi-
schen Unterrichtenden und Lernenden,
auch räumlich ermöglicht und nicht ver-
hindert wird.

ssssschool opening –chool opening –chool opening –chool opening –chool opening –
GanztagsangeboteGanztagsangeboteGanztagsangeboteGanztagsangeboteGanztagsangebote

Eine so komplexe Aufgabe wie Bildung,
Erziehung und Integration kann nicht
allein von der Schule bewältigt werden.
Möglichst viele Menschen, die in ei-
nem Stadtteil leben, und Organisatio-
nen, Vereine, Geschäfte etc. müssen
sich dafür verantwortlich fühlen. Des-
halb wurde im Koalitionsvertrag die
grundsätzliche Regelung der Koordi-
nierung und der Zusammenarbeit zwi-
schen Schule und Angeboten der frei-
en Kinder- und Jugendhilfe sowie eine
stärkere Öffnung und Vernetzung der
Schulen in den Stadtteil festgehalten.
Zur Erreichung dieses komplexen Ziels
hat der Bildungsreferent die „Münch-
ner Serviceagentur für Ganztagsbil-
dung“ gegründet, die  Schulen und Ko-
operationseinrichtungen bei der Ein-
richtung von Ganztagsklassen unter-
stützt.
Ganztagsangebote sind ein wichtiger
Schritt auf dem Weg zu mehr Bildungs-
gerechtigkeit.

Stadtrat Dr. Florian Roth gratuliert Rainer Schweppe
zu seiner Wahl zum Stadtschulrat
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Aufklärung muss sein –Aufklärung muss sein –Aufklärung muss sein –Aufklärung muss sein –Aufklärung muss sein –
frühkindliche Förderungfrühkindliche Förderungfrühkindliche Förderungfrühkindliche Förderungfrühkindliche Förderung

Das Wort „Bildungsgerechtigkeit“ wird
so häufig gebraucht, dass man es fast
nicht mehr hören kann, weil es nur noch
eine Worthülse zu sein scheint. Fakt
ist aber immer noch, dass Bildungser-
folge in hohem Maß von dem sozioö-
konomischen Status der Eltern abhän-
gen – das haben der Münchner Bil-
dungsbericht 2010 wie auch die OECD-
Bildungsstudie gezeigt. Mangelndes
Interesse, aber vor allem mangelndes
Wissen der Eltern sind die Ursache für
schulischen Misserfolg. Zwar wollen
Eltern nur das Beste für ihre Kinder:
Laut einer Expertise (2008) des Insti-
tuts für Schulentwicklungsforschung
an der TU Dortmund (befragt wurden
in Berlin 2000 Eltern von 5-und 6-Kläss-
lern an 21 Grundschulen) wollen 64 %
der Eltern, dass ihre Kinder Abitur ma-
chen; bei den Eltern von Migranten-
kindern wollen das 65 %. Die Realität
sieht anders aus – auch weil unter drei-
jährige Kinder von MigrantInnen die
frühkindlichen Betreuung in Krippen
selten in Anspruch nehmen (s. dazu
den Artikel von Gülseren Demirel auf
S.16).
Daran ist noch zu arbeiten – eine erste
organisatorische Vereinfachung ist
aber endlich Realität geworden: die von
SPD und Grünen gewollte Zusammen-
fassung der Kinderbetreuung in einer
Hand. Der Stadtrat hat beschlossen, für
die quantitative und qualitative Verbes-
serung der frühkindlichen Förderung
jährlich zusätzlich 50 Millionen auszu-
geben. Im Rahmen der Münchner För-
derformel ist ein Standortfaktor enthal-
ten, durch den Kindertagesstätten in
sozialen Brennpunkten besonders ge-
fördert werden (s. dazu den Artikel von
Jutta Koller auf  S18).

InklusionInklusionInklusionInklusionInklusion
Deutschland hat die UN-Konvention
unterzeichnet, die den Rechtsanspruch
aller Menschen, auch derer mit Handi-
cap, auf eine gleichberechtigte Teilha-
be in allen gesellschaftlichen Bereichen
anerkennt. Wir haben ein Antragspa-
ket zur Inklusion im sozialen und im Bil-
dungsbereich gestellt, darin enthalten
ist der Antrag auf ein Hearing zur Über-
prüfung der (möglicherweise noch zu
verbessernden) Rahmenbedingungen

in München, um Inklusion zu realisie-
ren. Im Laufe dieses Jahres wird ein
Fachtag mit 15-20 ExpertInnen stattfin-
den, um die bestmöglichsten Ideen und
Erfahrungen nutzen zu können. Wir ha-
ben das Antragspaket bewusst „Auf
dem Weg zur Inklusion“ genannt, weil
existierende Modelle zur speziellen För-
derung nicht abrupt enden sollen.

SSSSSchönere Schulen –chönere Schulen –chönere Schulen –chönere Schulen –chönere Schulen –
besseres Klimabesseres Klimabesseres Klimabesseres Klimabesseres Klima

Eine lernfördernde Schulausstattung
hat viele (auch banale) Komponenten,
denen wir unsere Aufmerksamkeit ge-
widmet haben:
eine Initiative zur Verbesserung der
Raumakustik führte dazu, dass jährlich
(bereits ab 2010) zusätzlich eine Mil-
lion für entsprechende Maßnahmen zur
Verfügung steht;
die Auslotung, welche Möglichkeiten
Eltern haben, in Eigeninitiative Schul-
verschönerungen durchzuführen – da
bahnt sich eine größere Autonomie der
Schulen an;
auch vor Toilettenbesichtigungen (in-
tensive Riechprobe) haben wir uns
nicht gescheut, um den vielfachen Kla-
gen nachzugehen und die Maßnahmen
des Bildungsreferats direkt zu sehen
und weitere Hand-
lungsmöglichkeiten
zu initiieren.
In Zeiten der Trans-
parenz sollte es mög-
lich sein, auch etwas
mehr Licht in den ge-
schlossenen Raum
Schule zu bringen.
Der Antrag  (A 00799
vom 12.05. 2009), eine
Umfrage zum Schul-
klima zu machen, ist
noch nicht bearbeitet
– wir bleiben dran.
Zur Gewaltpräventi-
on haben wir eine
bessere schulpsy-
chologische Betreu-
ung und Einstellung
sozialpädagogischer
Fachkräfte in den
Schulen gefordert;
durch die erhobenen
Zahlen wurde die ka-
tastrophale Unterver-
sorgung an Berufs-
schulen sichtbar –

eine Verbesserung wird von der Fach-
abteilung versucht (es fehlt an ausge-
bildeten Fachkräften).

VVVVVernetzungernetzungernetzungernetzungernetzung
Natürlich ist es mit Anträgen nicht ge-
tan. Eine Überprüfung der Realisierung
des Vorgeschlagenen, Korrekturen auf-
grund von Praxiserfahrungen, Anre-
gungen und vor allem Evaluierungen -
konkret: Welche Maßnahme, welches
Modell hat welche Wirkung? – sind
dringend erforderlich.
Wir haben kontinuierliche Gespräche
mit „der“ Verwaltung geführt, haben
auch einzelne Abteilungen, die am sel-
ben Thema arbeiten, mit einander ins
Gespräch gebracht, etwa zum Thema
Bio-Essen, was sehr positiv aufgenom-
men wurde. Es gab Treffen mit den un-
terschiedlichsten Initiativen, Kontakte
zu den BAs, Besuch von Modellein-
richtungen und Brennpunkten, den AK
Bildung (noch etwas in den Kinder-
schuhen), den Cluster Bildung mit der
ersten Auftaktveranstaltung etc.

Herrad Meese

„Seht liebe Leut hie steht der Mann, so alle Künst
eingießen kann“ (Kupferstich 17. Jahrhundert).
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MEHR GELD FÜR DIE UMWELT
Unser gutes Wahlergebnis hat es end-
lich möglich gemacht: Mehr Geld für
die Unterstützung von Umweltorgani-
sationen  - und das regelmäßig. Seit Ok-
tober 2008 fließen jedes Jahr zusätzlich
500.000 Euro in verschiedene Umwelt-
und Nachhaltigkeitsprojekte. Einige
Beispiele:
50.000 Euro erhält das von Green City
entwickelte Projekt „Internationales
Mobilitätszentrum“das an einem Ort
alle Kompetenzen, Informationen und
Angebote  zu umweltfreundlicher Mo-
bilitätsformen bündeln soll. Einen
Schwerpunkt bilden dabei alternative
Radkonstruktionen, die z.B. auch älte-
ren oder gehandicapten Menschen
eine Alternative zum PKW bieten.
Das mit 35.000  Euro geförderte Projekt
„Nachhaltige Mobilität“ des Bund Na-
turschutz  will auf eine Verringerung des
Autoverkehrs hinwirken, beispiels-
weise durch gezielte Öffentlichkeitsar-
beit und das Propagieren des Zusatz-
nutzens bestehender ÖV-Angebote.
Als weiteres Projekt von Green City
unterstützt die Stadt das Projekt „Um-
weltpädagogik – Energieschule Mün-

chen,“  dessen Ziel es ist, an Schulen
die Möglichkeiten von Energieeinspa-
rungen und regenerativer Energieerzeu-
gung experimentell erfahrbar zu ma-
chen. Die SchülerInnen lernen zudem
Berufsspektren kennen. Die Projektta-
ge „Energie mit Zukunft“ wenden sich
an 8.und 9. Klassen der Hauptschulen.
Die Ernährungsberatung „Ökologi-
sches Essen“ des BN hat zum Ziel, den
ökologischen Landbau im Großraum
München zu fördern, indem sie Ver-
braucher über die Vorzüge ökologischer
Lebensmittel aufklärt. Dazu gehört die
Förderung des Einsatzes ökologischer
Lebensmittel und die Öffentlichkeits-
arbeit für den ökologischen Anbau. Das
Projekt wird mit 35.000 Euro unterstützt.
Neben der Finanzierung dieser speziel-
len Projekte wurde auch noch der För-
dertopf Agenda 21 um 120.000 Euro im
Jahr erhöht. Damit können jetzt end-
lich auch viele kleine Umwelt- und
Nachhaltigkeitsprojekte gefördert wer-
den - eine Vielfalt, die zu mehr Umwelt-
bewusstsein beiträgt.

Sabine Krieger

WATER MAKES MONEY?
NOT IN MUNICH!

„Water makes money“ ist ein Doku-
mentarf ilm, der bei einem umweltin-
teressierten und globalisierungskri-
tischen Publikum seit Monaten heiß
diskutiert wird. Die weltweiten Ma-
chenschaften der französischen
Konzerne Veolia Environnement und
GDF Suez dienen mittlerweile als
Muster für die Fehlentwicklungen ei-
ner entfesselten Globalisierung und
gewissenloser Gewinnmaximierung
auf Kosten der Befriedigung eines
Grundbedürfnisses:  Sauberes Was-
ser.
Das Schöne daran: Die Stadt Mün-
chen und ihre Stadtwerke dienen als
Gegenbeispiel - als leuchtendes Vor-
bild für verantwortungsvolle und
nachhaltige Wasserwirtschaft. OB
Ude kommt in dem Streifen mehrmals
zu Wort und erklärt,  warum die Stadt
ihre Stadtwerke nicht verkauft hat und
wie es gelang, zahlreiche Landwirte
im Einzugsgebiet der Mangfall mit
einem Förderprogramm zum  Umstieg
auf ökologische Landwirtschaft zu
ermutigen. Dadurch erhalten die
Münchnerinen und Münchner sehr
sauberes und zugleich kostengüns-
tiges Wasser aus ihrer Leitung. Und
im Mangfallgebiet ist das größte zu-
sammenhängend ökologisch bewirt-
schaftete Gebiet in ganz Deutschland
entstanden.
Diese Strategie ist, um der Wahrheit
die Ehre zu geben, nicht auf eine Grü-
ne Initiative zurückzuführen, sondern
war eine Idee der Stadtwerke und wird
im Stadtrat parteiübergreifend getra-
gen - mal abgesehen von den wirk-
lich unverbesserlichen Marktradika-
len der FDP. Aber natürlich begreift
sich das rot-grüne Bündnis als Grals-
hüter dieses Paradebeispiels nach-
haltigen Wirtschaftens - wenn z.B. die
CSU mal wieder die Idee haben soll-
te, die Stadtwerke als Ganzes  zu ver-
kaufen.
Dieser Film ist eine Werbung für die
Stadt München und ihre Politik, wie
die Grünen sie sich nicht schöner
vorstellen können - auch wenn der
Oberbürgermeister, der da die Stadt
repräsentiert, ein Roter ist.
Einstweilen ist das noch so.

Markus Viellvoye


